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Nr. 1 

Die Unschuldsvermutung gebietet für den Widerruf einer Strafausset-

zung zur Bewährung in der Regel, dass der Täter wegen einer neuen 

Straftat von einem Gericht jedenfalls in erster Instanz verurteilt worden ist. 
Widerruf der Straf aussetzung zur Bewährung bei erneu ter Verurteilung 

Verfassung von Berlin Art. 9 Abs. 2 

Jugendgerichtsgesetz § 26 Abs. 1 Nr. 2 

Strafgesetzbuch § 56f Abs. 1 Nr. 1 

Beschluss vom 25.  Apri l  2013 – VerfGH 180/12 – 

in dem Verfahren über die Verfassungsbeschwerde 

des Herrn S., R     straße      Berlin 

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Dr.   N., Berlin 

gegen  

1. den Beschluss des Landgerichts Berlin vom 25. Oktober 2012 
– 513 Qs 44/12 –, 

2. den Beschluss des Amtsgerichts Tiergarten vom 6. September 2012 
– (414) 251 Js 76/12 (9/12) Bwh 1 – 

Beteiligte gemäß § 53 Abs. 1 und 2 VerfGHG: 

1. Der Präsident des Landgerichts Berlin, 
 Littenstraße 12-17, 10179 Berlin 

2. Der Präsident des Amtsgerichts Tiergarten 
 Turmstraße 91, 10559 Berlin 

3. Staatsanwaltschaft Berlin,  
 Turmstraße 91, 10559 Berlin 

Entscheidungsformel :  

Der Beschluss des Landgerichts Berlin vom 25. Oktober 2012 – 513 Qs 
44/12 – verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 2 
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VvB. Er wird aufgehoben. Die Sache wird an das Landgericht Berlin zurückver-
wiesen.  

Im Übrigen wird die Verfassungsbeschwerde zurückgewiesen.  
Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 
Das Land Berlin hat dem Beschwerdeführer die notwendigen Auslagen zu 

erstatten. 

Gründe: 

 
I. 

Die Verfassungsbeschwerde richtet sich gegen den Widerruf einer Strafaus-
setzung zur Bewährung gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 JGG. 

Das AG Tiergarten (Jugendschöffengericht) verurteilte den Beschwerdefüh-
rer am 3.4.2012 wegen unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln zu 
einer Jugendstrafe von neun Monaten. In diese Entscheidung wurde das Urteil 
des AG Tiergarten vom 28.4.2009 – 414-12/09 – einbezogen, durch welches der 
Beschwerdeführer wegen gefährlicher Körperverletzung in drei Fällen zu einer 
Jugendstrafe von sechs Monaten, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt 
war, verurteilt worden war. Die Vollstreckung der Jugendstrafe von neun Mona-
ten wurde ebenfalls zur Bewährung ausgesetzt und die Bewährungszeit auf zwei 
Jahre festgelegt. Der Beschwerdeführer wurde einem Bewährungshelfer unterstellt 
und angewiesen, an sechs Drogenberatungsgesprächen teilzunehmen sowie drei-
ßig Stunden Freizeitarbeit abzuleisten. 

In der Folgezeit nahm der Beschwerdeführer einen Beratungstermin wahr 
und leistete fünf Stunden Freizeitarbeit. Zu einem daraufhin anberaumten ge-
richtlichen Anhörungstermin erschien er nicht. Mit Schreiben vom 26.6.2012 ent-
schuldigte sich der Beschwerdeführer bei der zuständigen Richterin und teilte mit, 
dass er aufgrund seiner intensiven Arbeitssuche die Bewährungsauflagen noch 
nicht erfüllt habe. Die Staatsanwaltschaft beantragte im Juli 2012, die Strafausset-
zung zur Bewährung zu widerrufen. Am 6.9.2012 kam der Beschwerdeführer er-
neut nicht zum gerichtlichen Anhörungstermin. Das AG widerrief mit Beschluss 
vom selben Tag die Strafaussetzung zur Bewährung gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 JGG. 
Der Beschwerdeführer habe gegen die ihm erteilten Weisungen gröblich und be-
harrlich verstoßen. Trotz wiederholter Mahnungen habe der Beschwerdeführer 
die Weisungen nicht erfüllt. Er sei auch Aufforderungen, Unterlagen bei Gericht 
einzureichen, nicht nachgekommen. Zu beiden Anhörungsterminen sei er nicht 
erschienen. Durch sein gesamtes Verhalten habe er Anlass zu der Besorgnis gege-
ben, er werde erneut Straftaten begehen. Weniger einschneidende Maßnahmen 
reichten nicht aus.  

Im Beschwerdeverfahren rügte der Beschwerdeführer, dass weder der erfor-
derliche kausale Zusammenhang zwischen Weisungsverstoß und der Gefahr wei-
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terer Straftatbegehungen vorliege, noch eine negative Legalprognose gestellt wer-
den könne. Letztere müsse nach den Kriterien des § 21 JGG zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über die Beschwerde getroffen werden. Zwischenzeitlich habe der 
Beschwerdeführer zwanzig Stunden Freizeitarbeit abgeleistet. Die letzten fünf 
Stunden werde er alsbald ausführen. Er habe an zwei weiteren Beratungsgesprä-
chen teilgenommen und für den 18.10.2012 einen Termin vereinbart.  

Das LG Berlin wies die Beschwerde mit dem angegriffenen Beschluss zu-
rück. Das AG sei zu Recht davon ausgegangen, dass der Beschwerdeführer durch 
die Nichterfüllung der Weisungen gegen diese gröblich und beharrlich verstoßen 
und dadurch Anlass zu der Besorgnis gegeben habe, dass er erneut Straftaten be-
gehen werde. Auch unter Berücksichtigung des Beschwerdevorbringens reichten 
mildere Maßnahmen nicht aus. Eine nachträgliche Erfüllung der Bewährungswei-
sung ändere nichts daran, dass ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 Nr. 2 JGG vorgele-
gen habe. Allerdings könne ein verändertes Verhalten des Beschwerdeführers eine 
andere Beurteilung im Beschwerdeverfahren zulassen. Allein reichten die vom 
Beschwerdeführer zu verantwortenden Weisungsverstöße nicht aus, um den Be-
währungswiderruf zu begründen. Der Widerruf der Strafaussetzung diene nicht 
der Ahndung von Weisungsverstößen. Vielmehr komme es unter Berücksichti-
gung der gesamten Umstände darauf an, ob der Verstoß gegen die Weisungen zu 
der kriminellen Neigung oder den Auffälligkeiten des Beschwerdeführers so in 
Beziehung stehe, dass die Gefahr weiterer Taten bestehe. Dafür müssten konkrete 
und objektivierbare Anhaltspunkte für eine negative Kriminalprognose vorliegen. 
Die Kammer verstehe – wie auch die obergerichtliche Rechtsprechung – darunter 
insbesondere neue Ermittlungs- und Strafverfahren zu möglichen Straftaten in der 
Bewährungszeit; dabei sei von geringerer Bedeutung, ob diese bereits zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung geführt hätten. Vorliegend habe die Staatsanwalt-
schaft Berlin unter dem 9.8.2012 eine neue Anklage zum AG Tiergarten erhoben, 
worin dem Beschwerdeführer ein Verstoß gegen das Waffengesetz am 22.6.2012 
vorgeworfen worden sei. Im Ergebnis sei es daher erforderlich, dass dem Be-
schwerdeführer durch die Vollstreckung der Jugendstrafe deutlich seine Verant-
wortlichkeit aufgezeigt würde. Zum erneuten Mal habe er eine Bewährungszeit 
nicht ohne die Begehung von Straftaten bzw. neue Ermittlungsverfahren über-
standen, obwohl ihm das AG im Urteil vom 3.4.2012 bereits bescheinigt habe, 
dass eine weitere Bewährungsaussetzung nur „ausnahmsweise vertretbar“ war. 
Gleichwohl habe der Beschwerdeführer in dieser Kenntnis die Weisungen nicht 
erfüllt und sei auch zu den gerichtlichen Anhörungsterminen nicht erschienen. 
Zwar betone sein Verteidiger, dass von der Nichtausführung der Freizeitarbeit bis 
August 2012 nicht auf eine rechtsstaatsfeindliche Gesinnung geschlossen werden 
könne, sondern sich die schleppende Erfüllung der Weisungen aus der Lebenssi-
tuation des Beschwerdeführers begründe. Das LG führte weiter aus, dass er den-
noch am 22.6.2012 (erneut) gegen das Waffengesetz verstoßen bzw. zumindest 
einen entsprechenden Tatverdacht auf sich gezogen habe. Zwar sei es erfreulich, 



6 Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin 

LVerfGE 24 

dass sich der Beschwerdeführer bei seinem Arbeitgeber engagiert und zuverlässig 
zeige, dennoch bestätige das erwähnte Verfahren, dass die Besorgnis des Bege-
hens neuer Straftaten konkret begründet sei. Dies sei auch in einem kriminologi-
schen Zusammenhang mit den früheren Taten und den Weisungsverstößen zu 
sehen. So sei die Staatsanwaltschaft Berlin bereits im Rahmen des Ermittlungsver-
fahrens, das letztlich zum Urteil des AG Tiergarten vom 28.4.2009 führte, u.a. 
hinsichtlich eines Verstoßes gegen das Waffengesetz nach § 154 Abs. 1 StGB vor-
gegangen. 

Mit der Verfassungsbeschwerde macht der Beschwerdeführer geltend, der 
Beschluss des LG Berlin stehe nicht mit den Grundrechten des Beschwerdefüh-
rers aus Art. 7, 8 Abs. 1 und 9 Abs. 2 VvB im Einklang. Die Voraussetzungen für 
einen Widerruf der Strafaussetzung gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 JGG hätten nicht vor-
gelegen. Eine negative Legalprognose sei nicht zu stellen gewesen. Insbesondere 
habe das gegen den Beschwerdeführer neu eingeleitete Strafverfahren nicht in die 
nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 JGG zu treffende Prognoseentscheidung einbezogen wer-
den dürfen.  

Das AG habe verkannt, dass weder ein kausaler Zusammenhang zwischen 
den dem Beschwerdeführer vorgeworfenen Weisungsverstößen und der Gefahr 
der Begehung von Straftaten gegeben sei, noch dass zum Zeitpunkt der Wider-
rufsentscheidung keine negative Legalprognose zu stellen gewesen sei. Auch so-
weit das LG eine solche ausschließlich aus einem offenen Strafverfahren herge-
leitet habe, verstoße es insbesondere gegen Art. 9 Abs. 2 VvB. Die darin gewähr-
leistete Unschuldsvermutung solle sicherstellen, dass keine Strafe ohne gerichtlich 
festgestellte Schuld verhängt werde. Das LG Berlin verstoße gegen diesen Grund-
satz, wenn es das offene Strafverfahren – trotz Fehlens einer (rechtskräftigen) 
Verurteilung – als sanktionierende Maßnahme heranziehe. Zwar erfordere das 
Gebot der Unschuldsvermutung nicht, mit dem Widerruf der Strafaussetzung zu 
warten, bis die unter den förmlichen Verfahrensgarantien einer Hauptverhandlung 
vor dem zuständigen Gericht getroffenen Schuldfeststellungen von Bestand seien. 
So könne ein Widerruf bereits vor einem rechtskräftigen Verfahrensabschluss 
erfolgen, wenn der Angeklagte zuvor in einer Hauptverhandlung der Anlasstat für 
schuldig befunden wurde oder der anwaltlich beratene Verurteilte ein glaubhaftes, 
nicht widerrufenes richterliches Geständnis abgelegt habe. Im vorliegenden Fall 
habe das LG Berlin weder eigene Erkenntnisse hinsichtlich des bei der Staatsan-
waltschaft Berlin geführten Strafverfahrens gewinnen können noch habe ein 
(richterliches) Geständnis des Beschwerdeführers vorgelegen. Das LG habe einzig 
die Feststellung, dass ein neues Strafverfahren gegen den Beschwerdeführer ein-
geleitet worden war, zum Anlass genommen, die Strafaussetzung zu widerrufen. 
Dies stelle einen Verstoß gegen die in Art. 9 Abs. 2 VvB verankerte Unschulds-
vermutung dar. 

Die Beteiligten haben Gelegenheit zur Äußerung erhalten. 
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Mit noch nicht rechtskräftigem Urteil vom 27.3.2013 ist der Beschwerdefüh-
rer wegen eines Verstoßes gegen das Waffengesetz zu einer Geldstrafe verurteilt 
worden.  
 

II. 

1. Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig, soweit sie gegen den Beschluss 
des AG Tiergarten gerichtet ist. Insoweit rügt der Beschwerdeführer keine Grund-
rechtsverletzung, die in einem Beschwerdeverfahren vor dem LG nicht korrigier-
bar gewesen wäre (vgl. Beschl. v. 20.6.2012 – VerfGH 49/10, 49 A/10 – wie alle 
nachfolgend zitierten Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes unter 
www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de, Rn. 15; mwN). 

2. Im Übrigen ist die Verfassungsbeschwerde zulässig und begründet. Der 
Beschluss des LG Berlin verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus 
Art. 9 Abs. 2 VvB. 

a) Art. 9 Abs. 2 VvB gewährleistet die Unschuldsvermutung; ein Beschul-
digter gilt nicht als schuldig, solange er nicht von einem Gericht verurteilt ist. Die-
ses verfassungsrechtliche Prinzip soll sicherstellen, dass keine Strafe ohne Schuld 
verhängt wird und der Strafanspruch des Staates in einem justizförmig geordneten 
Verfahren durchgesetzt wird, das eine wirksame Sicherung der Grundrechte des 
Beschuldigten gewährleistet (vgl. Beschl. v. 12.7.1994 – VerfGH 94/93 – Rn. 26 
und 25.4.2008 – VerfGH 164/07, 164 A/07 – Rn. 30). Es gilt nicht nur im straf-
prozessualen Hauptverfahren, sondern auch für die im Vollstreckungsverfahren 
zu treffenden Entscheidungen. Die Unschuldsvermutung verbietet zum einen, im 
konkreten Strafverfahren ohne prozessordnungsgemäßen Schuldnachweis Maß-
nahmen gegen den Beschuldigten zu verhängen, die in ihrer Wirkung einer Strafe 
gleichkommen und ihn verfahrensbezogen als schuldig zu behandeln; zum ande-
ren verlangt sie den rechtskräftigen Nachweis der Schuld, bevor dem Verurteilten 
diese im Rechtsverkehr allgemein vorgehalten werden darf. Die Unschuldsver-
mutung verwehrt es den Strafverfolgungsorganen jedoch nicht, verfahrensbezo-
gen den Grad des Verdachts einer strafbaren Handlung eines Beschuldigten zu 
beurteilen (vgl. zum Bundesrecht: BVerfG, Beschl. v. 26.3.1987 – 2 BvR 589/79 –, 
juris Rn. 39; v. 29.5.1990 – 2 BvR 254/88 –, juris Rn. 35 und 3.9.2009 – 2 BvR 
2540/08 –, juris Rn. 4; jeweils mwN). 

Zwar umfasst die Unschuldsvermutung – wie auch das Recht auf ein faires, 
rechtsstaatliches Verfahren – keine in allen Einzelheiten bestimmten Ge- und 
Verbote; ihre Auswirkungen auf das Verfahrensrecht bedürfen vielmehr der Kon-
kretisierung je nach den sachlichen Gegebenheiten. Dies ist grundsätzlich Sache 
des Gesetzgebers (vgl. BVerfG, Beschl. v. 26.3.1987 – 2 BvR 589/79 –, juris 
Rn. 37). Die Unschuldsvermutung fordert für den Widerruf einer Aussetzung der 
Strafvollstreckung zur Bewährung jedoch in der Regel, dass der Täter wegen einer 
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neuen Straftat von einem Gericht jedenfalls in erster Instanz verurteilt worden ist 
(zum Bundesrecht: BVerfG, Beschl. v. 12.8.2008 – 2 BvR 1448/08 –, juris Rn. 11; 
vgl. auch EGMR, NJW 2004, 43 <44 f> zu Art. 6 Abs. 2 EMRK). Ausnahms-
weise kann es genügen, wenn der Verurteilte die neue Straftat vor einem Richter 
unwiderrufen glaubhaft gestanden hat (vgl. BVerfG, Beschl. v. 23.4.2008 – 2 BvR 
572/08 –, juris Rn. 4). Das Vorliegen einer erneuten Anklage rechtfertigt den Wi-
derruf der Bewährung jedenfalls nicht (BVerfG, Beschl. v. 6.12.1995 – 2 BvR 
1732/95 –, juris Rn. 12). 

Auch auf dem Gebiet der Strafvollstreckung beschränkt sich die Prüfungsbe-
fugnis des Verfassungsgerichtshofes bei fachgerichtlichen Entscheidungen darauf 
zu kontrollieren, ob Auslegungs- und Anwendungsfehler, die auf einer grundsätz-
lich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung und Tragweite des als verletzt 
bezeichneten Grundrechts beruhen, gegeben sind (Beschl. v. 23.8.2012 – VerfGH 
193/10, 194/10 – Rn. 30). Die verfassungsgerichtliche Überprüfung erstreckt sich 
darauf, ob die Gerichte die für eine zu treffende Abwägung wesentlichen Um-
stände erkannt und ermittelt haben und ob die vorgenommene Gewichtung der 
Umstände den Vorgaben der Verfassung entspricht (vgl. zum Bundesrecht: 
BVerfG, Beschl. v. 10.8.2007 – 2 BvR 535/06 –, juris Rn. 20). 

b) Gemessen daran verletzt der angegriffene Beschluss den Beschwerdefüh-
rer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 2 VvB. 

Das LG hat bei seiner Entscheidung über den Widerruf der Strafaussetzung 
zur Bewährung das Gebot der Unschuldsvermutung grundsätzlich verkannt. Da-
bei ist es ohne Bedeutung, dass es die Aufhebung der Bewährung nicht ausdrück-
lich auf § 26 Abs. 1 Nr. 1 JGG gestützt, sondern § 26 Abs. 1 Nr. 2 JGG ange-
wendet hat. Das LG hat dem Weisungsverstoß des Beschwerdeführers, auf den 
das AG seine Entscheidung gestützt hatte, keine den Bewährungswiderruf allein 
rechtfertigende Bedeutung mehr zugemessen. Als maßgeblich hat es vielmehr 
angesehen, dass der Beschwerdeführer sich entweder eines erneuten Verstoßes 
gegen das Waffengesetz schuldig gemacht oder zumindest einen entsprechenden 
Tatverdacht erregt hat. Damit hat das LG den für die Anklageerhebung erforder-
lichen hinreichenden Tatverdacht dem Schuldspruch in einem gerichtlichen Ver-
fahren gleichgestellt und darauf die Besorgnis gestützt, der Beschwerdeführer 
werde erneut Straftaten begehen. Dies verletzt die Unschuldsvermutung.  

Die Entscheidung beruht auch auf dem Verfassungsverstoß. Die zwischen-
zeitliche Verurteilung des Beschwerdeführers zu einer Geldstrafe steht dem nicht 
entgegen. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung des Verfassungsverstoßes 
ist derjenige der angegriffenen Entscheidung. Das LG wird nunmehr auf der 
Grundlage der aktuellen Lebenssituation neu über den Widerruf der Strafausset-
zung zu entscheiden haben. 

3. Auf die weiter gerügten Verfassungsverstöße kommt es danach nicht an. 
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III. 

Das angegriffene Urteil ist gem. § 54 Abs. 3 VerfGHG aufzuheben und die 
Sache in entsprechender Anwendung des § 95 Abs. 2 BVerfGG im Umfang der 
Aufhebung an das LG zurückzuverweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 33, 34 VerfGHG. 
Mit dieser Entscheidung ist das Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof 

abgeschlossen. 

Nr. 2 

1. Die Regelung eines Mindeststimmenanteils von drei Prozent für die 

Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen in Berlin in Art. 70 

Abs. 2 Satz 2 VvB und § 22 Abs. 2 LWahlG (Drei-Prozent-Sperrklausel) 

verstößt weder gegen die Verfassung von Berlin noch gegen das Grundge-

setz. 

2. Art. 70 Abs. 2 Satz 2 VvB modifiziert den Grundsatz der Gleichheit 

der Wahl nur hinsichtlich des Erfolgswerts bei den Wahlen zu den Bezirks-

verordnetenversammlungen in Berlin, ohne dabei Grundentscheidungen 

der Landesverfassung in Frage zu stellen. 
Wahlprüfungsverfahr en - Verfassungsmäßigkeit von Sperrklaus el 

Grundgesetz Art. 21; 28 Abs. 1 Satz 1; 28 Abs. 1 Satz 2; 100 Abs. 1; 100 Abs. 3 

Verfassung von Berlin 
Art. 1 Abs. 1; 3 Abs. 2; 39 Abs. 2; 70 Abs. 1 Satz 1; 70 Abs. 1 Satz 2; 84 Abs. 2 

Gesetz über den Verfassungsgerichtshof §§ 40 Abs. 2; 40 Abs. 3 

Landeswahlgesetz § 22 Abs. 2 

Urte i l  vom 13. Mai 2013 – VerfGH 155/11 – 

in dem Wahlprüfungsverfahren 

1. der Partei Mensch Umwelt Tierschutz – Tierschutzpartei –, 
 Landesverband Berlin, Wrangelstraße 107, 10997 Berlin 

2. der Frau B., F   straße,       Berlin 

wegen  

Einsprüchen gegen die Wahl zur Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-
Schöneberg am 18. September 2011  
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Beteiligte gemäß § 41 VerfGHG: 

1. Bezirksverordneter Herr B., D. Weg,    Berlin 

2. Bezirksverordnete Frau S., W    straße,    Berlin 

3. Fraktion der CDU in der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-
Schöneberg, John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin 

4. Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Bezirksverordnetenversammlung 
Tempelhof-Schöneberg, John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin 

5. Herr B., D    straße,     Berlin 

6. Vorsteherin der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schöneberg, 
John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin 

7. Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Klosterstraße 47, 10179 Berlin 

8. Landeswahlleiterin des Landes Berlin, Alt-Friedrichsfelde 60, 10315 Berlin 

9. Bezirkswahlleiter beim Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg, John-F.-Ken-
nedy-Platz, 10820 Berlin 

Verfahrensbevollmächtigte der Beteiligten zu 7: 
Rechtsanwälte Prof. Dr. F. u.a., Berlin 

Entscheidungsformel :  

Die Einsprüche werden zurückgewiesen. 
Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 
Auslagen werden nicht erstattet. 

Gründe: 

 
I. 

Die Einspruchsführer wenden sich gegen die Anwendung der so genannten 
Drei-Prozent-Sperrklausel bei der Wahl zu der Bezirksverordnetenversammlung 
im Bezirk Tempelhof-Schöneberg vom 18.9.2011. 

Bei der Wahl fanden Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB idF des Elften Änderungsge-
setzes vom 17.3.2010 (GVBl. S. 134) sowie § 22 Abs. 2 LWahlG idF des Zehnten 
Änderungsgesetzes vom 6.7.2006 (GVBl. S. 712) Anwendung. Nach diesen Vor-
schriften entfallen auf Bezirkswahlvorschläge, für die weniger als drei v.H. der 
Stimmen abgegeben werden, keine Sitze. Ursprünglich galt in Berlin für die Wah-
len zu den Bezirksverordnetenversammlungen ein allein im Landeswahlgesetz 
geregelter Mindeststimmenanteil in Höhe von fünf v.H. In den Gründen seiner 
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Urteile vom 17.3.1997 (VerfGH, LVerfGE 6, 32) stellte der Verfassungsgerichts-
hof die Verfassungswidrigkeit dieser Regelung fest. Im Rahmen der Verfassungs- 
und Bezirksreform des Jahres 1998 fügte das Abgeordnetenhaus daraufhin mit 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung der Verfassung von Berlin vom 3.4.1998 
(GVBl. S. 82) den aktuellen Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB ein. Entsprechend passte es 
mit dem Gesetz zur Änderung wahlrechtlicher und bezirksverwaltungsrechtlicher 
Vorschriften vom 5.6.1998 (GVBl. S. 122) die Vorschrift des § 22 Abs. 2 LWahlG 
an.  

Bei der Wahl vom 18.9.2011 wurden im Bezirk Tempelhof-Schöneberg ins-
gesamt 153.242 Stimmen abgegeben. Der Wahlvorschlag der Einspruchsführerin 
zu 1 erzielte 2.831 Stimmen. Dies entspricht einem Anteil von 1,85%. Aufgrund 
des erforderlichen Mindeststimmenanteils entfiel auf ihren Wahlvorschlag kein 
Sitz. Rechnerisch hätte sie ohne Mindeststimmenanteil nach dem gem. § 22 Abs. 1 
S. 1 LWahlG geltenden Höchstzahlverfahren (d’Hondt) einen der insgesamt 55 
Sitze in der Bezirksverordnetenversammlung erhalten. Ebenso wäre auf den 
Wahlvorschlag der Freien Demokratischen Partei (FDP) mit 2.673 Stimmen und 
einem Anteil von 1,74% ein Sitz für den Beteiligten zu 5 entfallen.  

Jeweils einen Sitz weniger hätten in diesem Fall die Beteiligten zu 3 und 4 er-
halten. Die Beteiligten zu 1 und 2 wären dann nicht in die Bezirksverordnetenver-
sammlung eingezogen. 

Mit ihren Einsprüchen machen die Einspruchsführer geltend, die Sperrklau-
sel von drei Prozent verstoße gegen den in Art. 70 Abs. 1 S. 1 VvB geregelten 
Grundsatz der Gleichheit der Wahl sowie gegen das sich aus Art. 21 GG erge-
bende Recht auf Chancengleichheit der politischen Parteien. Der in der Sperrklau-
sel liegende Eingriff in diese Rechte sei nicht gerechtfertigt. Es bestehe kein freier 
Ermessensspielraum des Gesetzgebers im Hinblick auf die Einführung einer 
Sperrklausel. Beeinträchtigungen der Funktionsfähigkeit der Bezirksverordneten-
versammlungen von einem die Sperrklausel rechtfertigenden Gewicht seien nicht 
zu erwarten. Außerdem sei damit zu rechnen, dass der Gesetzgeber gegebenen-
falls durch Änderung des Bezirkswahlrechts reagieren werde; auch gebe es die 
Möglichkeit, die Geschäftsordnungen anzupassen. Die Legislative könne sich ih-
rer wahlrechtlichen Prognoseobliegenheit nicht dadurch entledigen, dass sie als 
Verfassungsgesetzgeberin auftrete. Eine Vorlagepflicht an das Bundesverfas-
sungsgericht im Wege der konkreten Normenkontrolle bestehe bei einer Stattgabe 
nicht, weil Maßstab die Landesverfassung sei. Der Verfassungsgerichtshof müsse 
das Verfahren dem Bundesverfassungsgericht allerdings wegen Divergenz vorle-
gen, wenn er die angegriffenen Vorschriften für verfassungsgemäß halte und da-
mit von der Rechtsprechung anderer Landesverfassungsgerichte und des Bundes-
verfassungsgerichts abweiche.  

Nach Ansicht der Einspruchsführer kann der Verfassungsgerichtshof im 
Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens auch eine Norm für nichtig erklären. 
Auch vor dem Hintergrund des Gebots des geringstmöglichen Eingriffs sei eine 
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Neuwahl ohne Sperrklausel geboten. Der gegen die hilfsweise beantragte Neu-
verteilung der Sitze vorgebrachte Einwand einer Verfälschung des Wählerwillens 
sei „unpräzise“. 

Die Einspruchsführer beantragen, 

1. festzustellen, dass Art. 70 Abs. 2 Satz 2 VvB sowie § 22 Abs. 2 LWahlG mit 
Art. 70 Abs. 1 Satz 1 VvB und mit Art. 21 Abs. 1 GG unvereinbar und daher 
nichtig sind, 

2. festzustellen, dass die Wahl zur Bezirksverordnetenversammlung im Bezirk 
Tempelhof-Schöneberg vom 18. September 2011 aufgrund der Verfassungs-
widrigkeit der Drei-Prozent-Sperrklausel ungültig ist, 

sowie hilfsweise anzuordnen, die Verteilung der Sitze für die Bezirksverordneten-
versammlung des Bezirks Tempelhof-Schöneberg unter Nichtberücksichtigung 
von Art. 70 Abs. 2 Satz 2 VvB sowie § 22 Abs. 2 LWahlG neu zu ermitteln und 
festzustellen. 

Die Beteiligten zu 7 und 8 beantragen, 

die Einsprüche zurückzuweisen. 

Die Beteiligte zu 7 führt zur Begründung ihres Antrags an, die angegriffenen 
Vorschriften seien nicht verfassungswidrig. Die Drei-Prozent-Sperrklausel sei 
Bestandteil der Verfassung von Berlin. Dies unterscheide die Klausel von der Re-
gelung, über die der Verfassungsgerichtshof im Jahr 1997 entschieden habe, und 
von der im Januar 2013 vom Verfassungsgericht Hamburg für verfassungswidrig 
erklärten Regelung. Die strengen Voraussetzungen für das Vorliegen von verfas-
sungswidrigem Verfassungsrecht lägen nicht vor. Davon könne nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts nur bei einer Missachtung von grundle-
genden Gerechtigkeitspostulaten ausgegangen werden. Dies sei bei dem geringen 
Abstand zwischen der Drei-Prozent-Klausel zu dem ohnehin rechnerisch erfor-
derlichen Stimmanteil für den Erhalt eines Sitzes nicht der Fall. Die Sperrklausel 
sei von äußerst geringer praktischer Auswirkung. Der Verfassunggeber habe eine 
größere Freiheit als der Gesetzgeber. Die Verfassung müsse außerdem als Einheit 
begriffen werden. Auch Art. 21 GG nehme in seiner Ausprägung als ungeschrie-
bener Bestandteil der Landesverfassung keinen höheren Rang ein. Sollte nach 
Ansicht des Verfassungsgerichtshofes die Sperrklausel gegen Art. 21 GG in seiner 
Ausprägung als Norm des Grundgesetzes verstoßen, müsse er das Verfahren aus-
setzen und nach Art. 100 Abs. 1 GG eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts herbeiführen.  

Die Nichtigerklärung einer Norm sei überdies nach der abschließenden Re-
gelung in § 42 VerfGHG kein möglicher Entscheidungsinhalt des Wahlprüfungs-
verfahrens. Eine Ungültigerklärung der Wahl scheide aus, weil das Landeswahlge-
setz keine Umsetzung einer Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes in der 
Wiederholungswahl ermögliche. Eine Ungültigerklärung widerspreche außerdem 
dem Gebot des geringstmöglichen Eingriffs. Eine Richtigstellung und Anordnung 
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der Neufeststellung des Wahlergebnisses komme nicht in Betracht. Es könne 
nicht unterstellt werden, dass das Wahlergebnis ohne die Sperrklausel ebenso aus-
gefallen wäre. 

Der Verfassungsgerichtshof hat die Landeswahlleiterin um eine Berechnung 
der hypothetischen Sitzverteilung in den Bezirksverordnetenversammlungen aller 
Berliner Bezirke nach den Wahlen in den Jahren 1995, 1999, 2006 und 2011 je-
weils ohne Anwendung der Sperrklausel gebeten. Auf der Grundlage dieser Be-
rechnungen hat der Verfassungsgerichtshof den Bezirksverordnetenversammlun-
gen Gelegenheit gegeben, zu bereits eingetretenen Auswirkungen der Absenkung 
der Sperrklausel von fünf auf drei Prozent nach der Änderung im Jahr 1998, der 
Beteiligung fraktionsloser Bezirksverordneter an der Ausschussarbeit sowie zur 
Einschätzung der Auswirkungen einer Erhöhung der Zahl fraktionsloser Bezirks-
verordneter bzw. eines Wegfalls der Sperrklausel Stellung zu nehmen.  
 

II. 

1. Die Einsprüche sind gem. § 40 Abs. 2 Nr. 8, Abs. 3 Nr. 3 VerfGHG statt-
haft. Die Einspruchsführer – eine Partei und deren Bewerberin – sind von der 
Ermittlung des Wahlergebnisses iSd § 40 Abs. 3 Nr. 3 VerfGHG betroffen. Sie 
machen geltend, dass dabei Vorschriften des Grundgesetzes und der Verfassung 
von Berlin in einer Weise verletzt worden seien, dass dadurch die Verteilung der 
Sitze beeinflusst worden sei. Im Übrigen kann dahinstehen, welche verfahrens-
rechtliche Bedeutung die einzelnen Sachanträge der Einspruchsführer angesichts 
des Wesens der Wahlprüfung als Verfahren zum Schutz des objektiven Wahl-
rechts (VerfGH, LVerfGE 6, 32 <38>; Beschl. v. 20.12.1999 – VerfGH 102/99 – 
wie alle zitierten Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes unter 
www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de, Rn. 6) haben und in wel-
chem Umfang sie jeweils zulässig sind. 

2. Die Einsprüche sind jedenfalls nicht begründet. 
Die Einspruchsführer beanstanden das festgestellte Wahlergebnis zur Be-

zirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schöneberg ausschließlich im Hinblick 
auf die Anwendung der so genannten Drei-Prozent-Sperrklausel nach Art. 70 
Abs. 2 S. 2 VvB und § 22 Abs. 2 LWahlG, die sie für verfassungswidrig halten. 
Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB und § 22 Abs. 2 LWahlG sind jedoch verfassungsgemäß; 
sie verstoßen weder gegen die Verfassung von Berlin (a) noch gegen das Grund-
gesetz (b).  

a) Die Regelung eines Mindeststimmenanteils von drei Prozent bei den 
Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen in Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB 
verletzt nicht den Grundsatz der Gleichheit der Wahl nach Art. 70 Abs. 1 S. 1 
VvB. Eine Norm kann grundsätzlich nur dann eine andere Norm verletzen, wenn 
diese höherrangig ist und ihr vorgeht. Dies gilt auch für das Verhältnis von Ver-
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fassungsvorschriften untereinander (vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 3, 225 
<231>). Weil hier höherrangiges Recht nicht entgegensteht, kann Art. 70 Abs. 2 
S. 2 VvB nicht wegen Verletzung des Prinzips der gleichen Wahl der Bezirksver-
ordnetenversammlungen, das Art. 70 Abs. 1 S. 1 VvB gebietet und garantiert, 
verfassungswidrig sein. Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB beschränkt vielmehr als im Range 
gleiche und speziellere Verfassungsnorm ihrerseits Inhalt und Anwendungsbe-
reich des Art. 70 Abs. 1 S. 1 VvB. Auch die Chancengleichheit der politischen 
Parteien wird nicht verletzt. 

aa) Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl ergibt sich für die Wahlen zu den 
Bezirksverordnetenversammlungen in Berlin aus Art. 70 Abs. 1 S. 1 VvB. Diese 
Vorschrift besitzt keinen höheren Rang als Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB. Die Verfas-
sung von Berlin ist – ebenso wie das Grundgesetz – grundsätzlich als Einheit zu 
verstehen. Ihre Bestimmungen sind prinzipiell gleichrangig mit der Folge, dass 
grundsätzlich keine Verfassungsbestimmung an der anderen zu messen, vielmehr 
jede von ihnen in der Lage ist, andere einzuschränken oder Ausnahmen von ihnen 
zu begründen (VerfGH, LVerfGE 2, 43 <56>; vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 
3, 225 <231>; a.A. zu Art. 14 Abs. 4 Bayerische Verfassung zuletzt: BayVerfGH, 
Urt. v. 18.7.2006 – Vf. 9-VII-04 –, juris Rn. 16 und 17). Die Verfassung von Ber-
lin enthält auch keine dem Art. 79 Abs. 3 GG entsprechende Bestimmung, die 
einen Kernbestand der Verfassung – die Gliederung des Bundes in Länder, die 
grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung sowie die in Art. 1 
und 20 GG niedergelegten Grundsätze – für unabänderlich erklärt und sogar dem 
Zugriff des verfassungsändernden Gesetzgebers ausdrücklich entzieht. Auch die 
Verfassung von Berlin enthält aber inhaltlich entsprechende, ihr Identität stiftende 
und sichernde Grundentscheidungen – namentlich die Verbürgung der Men-
schenwürde in Art. 6 VvB und die aus ihrem Gesamtinhalt folgende Entschei-
dung für einen freiheitlich demokratischen Rechts- und Sozialstaat –, die zugleich 
als Ausdruck grundlegender Gerechtigkeitspostulate zu verstehen sind und nicht 
der freien Disposition des parlamentarischen Gesetzgebers unterliegen. Deren 
Missachtung kann, auch wenn sie im Verfahren der Verfassungsänderung be-
schlossen würde und damit formal die Verfassung einhielte, als Verfassungsbruch 
beurteilt werden und zur Nichtigkeit auch einer – dann materiell verfassungswid-
rigen – Verfassungsnorm führen (vgl. VerfGH, LVerfGE 2, 43 <52>; zum Bun-
desrecht: BVerfGE 3, 225 <233, 237>; 4, 294 <296>). Dafür ist jedoch ein stren-
ger Maßstab anzulegen. Zum einen kommt derart hervorgehobenen Grundent-
scheidungen ein Ausnahmecharakter zu (vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 3, 225 
<232>). Zum anderen gebietet dies die Achtung der Verfassungsorgane der Judi-
kative und der Legislative untereinander und zumal gegenüber der verfassungsän-
dernden Zweidrittelmehrheit des frei gewählten Abgeordnetenhauses von Berlin.  

bb) Die verfassungsändernde Verankerung eines Mindeststimmenanteils von 
drei Prozent für die Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen in Art. 70 
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Abs. 2 S. 2 VvB stellt die Grundentscheidungen der Landesverfassung nicht in 
Frage, erst recht nicht in einer Art oder in einem Maße, welche ihre Identität be-
rühren und grundlegende Gerechtigkeitspostulate in schlechthin unerträglichem 
Maße missachten würde.  

In der Rechtsprechung der Verfassungsgerichte im Bund und in den Ländern 
werden Sperrklauseln, die durch einfaches Gesetz im Rang unter der Verfassung 
erlassen wurden, generell als Eingriff in den Grundsatz der Gleichheit der Wahl 
angesehen (VerfGH, LVerfGE 6, 32 <39>; VerfGH NRW, NVwZ 2000, 666 
<667>; zum Landesrecht Schleswig-Holstein: BVerfGE 120, 82 <105 f>; StGH 
Bremen, NVwZ-RR 2009, 905; VerfG Hamburg, Urt. v. 15.1.2013 – HVerfG 
2/11 –, juris Rn. 69 ff; vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 129, 300 <319 f>; 
BVerfG, NVwZ 2012, 1101 <1103 f>; jeweils mwN). Dieser Eingriff kann aber 
nach ebenso allgemeiner Auffassung gerechtfertigt sein, wenn ausreichende 
Gründe hierfür bestehen (aaO). Verfassungsrechtliche Grundentscheidungen, die 
ihnen entgegenstehendes Verfassungsrecht verbieten, sind hingegen nicht mit 
Rücksicht auf andere Rechtsgüter einschränkbar. Sie stellen absolute verfassungs-
rechtliche Grenzen dar, die nicht zur Disposition des Verfassungsgesetzgebers 
stehen (vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 3, 225 <233>). Hierzu zählt der Grund-
satz der Wahlrechtsgleichheit nicht. Auch wenn ihm eine für die Verwirklichung 
der Demokratie konstituierende Bedeutung zukommt, gilt er jedenfalls nicht in 
allen seinen Ausprägungen absolut und uneinschränkbar. Zwar sind der gleiche 
Zugang aller Bürger zum Wahlrecht und der gleiche Zählwert aller Stimmen bei 
Volkswahlen unantastbar, nicht jedoch in vergleichbarer Weise der – im vorlie-
genden Zusammenhang allein betroffene – gleiche Erfolgswert jeder abgegebenen 
gültigen Stimme (im Sinne einer Erfolgschancengleichheit und Erfolgswertgleich-
heit; vgl. BVerfGE 120, 82 <102 ff>; 129, 300 <317 f>). So enthält die Entschei-
dung des Verfassunggebers für die Wahlrechtsgleichheit nach bis heute nahezu 
unbestrittener Ansicht (vgl. BVerfGE 120, 82 <103>) keine Festlegung auf ein 
striktes Verhältniswahlrecht, das allein diesen gleichen Erfolgswert aller Stimmen 
im weitest möglichen Umfang garantieren kann. Der Gesetzgeber ist bei der 
Gestaltung des Wahlrechts zwar gehalten, die Gleichheit der Wahl innerhalb des 
jeweiligen, durch einfaches Recht bestimmten Wahlsystems (Verhältnis- oder 
Mehrheitswahlrecht) zu wahren; er muss, wenn er sich für ein Wahlsystem ent-
schieden hat, die im Rahmen des jeweiligen Systems geltenden Maßstäbe der 
Wahlgleichheit beachten (vgl. BVerfGE 120, 82 <104> im Anschluss an 
BVerfGE 95, 335 <354>). Daraus folgt für Verhältniswahlen, dass die Stimme 
jedes Wahlberechtigten neben dem gleichen Zählwert nicht nur grundsätzlich die 
gleiche rechtliche Erfolgschance, sondern auch den gleichen Einfluss auf die Zu-
sammensetzung der zu wählenden Vertretung haben muss (vgl. BVerfGE 120, 82 
<103>). Auch ausgehend davon ist es indes nicht zwingend verfassungsrechtlich 
geboten, alle Stimmen bei der Feststellung des Wahlergebnisses und der Vertei-
lung der Mandate in absolut gleicher Weise zu berücksichtigen. Diesbezügliche 
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Einschränkungen, die sich aus dem Wahlsystem (etwa durch die Wahl des ma-
thematischen Verfahrens für die Zuteilung der Stimmen) oder aus anderen hinrei-
chenden Gründen ergeben (vgl. etwa zur Relativierung des gleichen Erfolgswerts 
durch den Zuschnitt der Wahlkreise im Bundesrecht: BVerfGE 130, 212 
<226 ff>), sind verfassungsrechtlich im Grundsatz hinnehmbar. Dies muss erst 
recht für Einschränkungen des Erfolgswerts in der Verfassung selbst durch eine 
der Höhe nach vertretbare Sperrklausel – wie in Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB – gelten. 
Eine unbedingt zu beachtende verfassungsrechtliche Grundentscheidung, die 
auch den verfassungsändernden Gesetzgeber absolut binden könnte, stellt das 
Gebot des gleichen Erfolgswerts als Ausfluss des Grundsatzes der Wahlrechts-
gleichheit für Verhältniswahlen nicht dar. Das ergibt sich nicht zuletzt auch dar-
aus, dass die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts das Gebot der Er-
folgswertgleichheit nur auf Verhältniswahlen bezieht, es also nur systemimmanent 
versteht und nicht aus einem unverrückbaren Kern der Wahlrechtsgleichheit ab-
leitet. 

Dass nur ein solches differenziertes Verständnis der Wahlrechtsgleichheit der 
Sicht des historischen Verfassunggebers gerecht wird, belegt das bereits in der 
Berliner Verfassung von 1950 enthaltene Quorum von fünf Prozent für die Zu-
teilung von Sitzen bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus, das bis heute fortgilt 
(Art. 39 Abs. 2 VvB). Diese Regelung ist vom Verfassungsgerichtshof nicht bean-
standet worden (VerfGH, LVerfGE 6, 28 <31>). Auch die Landesverfassungen 
von Bayern (Art. 14 Abs. 4), Bremen (Art. 75 Abs. 3), Niedersachen (Art. 8 
Abs. 3) und Thüringen (Art. 49 Abs. 2) enthalten jeweils unbeanstandet geblie-
bene Sperrklauseln für die dortigen Landtagswahlen. Die Verfassungen von Ba-
den-Württemberg (Art. 28 Abs. 3 S. 2 und 3), Hessen (Art. 75 Abs. 3) und Rhein-
land-Pfalz (Art. 80 Abs. 4 S. 2) ermächtigen den Gesetzgeber ausdrücklich, solche 
Klauseln einzuführen. Wie diese Regelungen und die bestehenden, auf maximal 
fünf Prozent begrenzten einfachgesetzlichen Sperrklauseln für Landtags- und 
Bundestagswahlen nahe legen, gibt es für sie zwar keine grundsätzliche, aber – 
jedenfalls im Rahmen der Verhältniswahl – eine quantitative oder prozentuale 
Grenze, jenseits derer das Demokratieprinzip als Fundamentalnorm der Verfas-
sung verletzt wäre (vgl. zu einer Zehn-Prozent-Klausel für Landtagswahlen in 
Bayern: BayVerfGH, Entsch. v. 24.10.1958 – Vf. 46-VII-58 – JZ 1959, 310). Eine 
solche – dann ebenfalls absolut wirkende und nicht durch Verfassungsänderung 
überwindbare – Grenze steht bei der im vorliegenden Verfahren zu beurteilenden 
Drei-Prozent-Klausel offensichtlich nicht in Rede.  

Es ist auch nicht ersichtlich, dass der Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit für 
die Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen einen anderen oder stren-
geren Inhalt als für Landtags- und Bundestagswahlen haben sollte. Schon allge-
mein haben die in der Verfassung niedergelegten Wahlrechtsgrundsätze denselben 
Gewährleistungsgehalt (vgl. zum Verhältnis Bundes- und Landesrecht: BVerfGE 
120, 82 <102>). Allerdings kann aus der Erforderlichkeit einer (einfachrechtli-
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chen) Fünf-Prozent-Sperrklausel für Bundes- und Landtagswahlen nicht ohne 
weiteres auf die Zulässigkeit und Erforderlichkeit einer (einfachrechtlichen) 
Sperrklausel auch für kommunale Vertretungsorgane geschlossen werden 
(BVerfGE 120, 82 <110>). So gab es in mehreren Bundesländern in der 
Vergangenheit ebenfalls (einfachrechtliche) Sperrklauseln für Wahlen unterhalb 
der Ebene der Landtagswahlen, die in jüngerer Zeit nach und nach abgeschafft 
oder für ungültig erklärt worden sind (s. die Übersicht bei StGH Bremen, Urt. v. 
4.5.2009 – St 2/08 –, juris Rn. 34 ff; vgl. zuletzt zur Drei-Prozent-Klausel für 
Wahlen zu den Bezirksversammlungen in Hamburg: VerfG Hamburg, Urt. v. 
15.1.2013 – HVerfG 2/11 – juris). Soweit andere Landesverfassungsgerichte 
solche einfachrechtlichen Sperrklauseln für verfassungswidrig gehalten haben, 
ergab sich dies jeweils aus der fehlenden, aber nach der landesverfassungsrechtlich 
ohne Einschränkungen verbürgten Wahlrechtsgleichheit oder nach Art. 28 Abs. 1 
S. 2 GG erforderlichen Rechtfertigung eines solchen Eingriffs durch eine konkret 
drohende und erhebliche Funktionsstörung des zu wählenden Organs. Nur 
aufgrund einer solchen Verfassungslage hat auch der Verfassungsgerichtshof in 
seinem Urteil vom 17.3.1997 inzident die Verfassungswidrigkeit des 
Mindeststimmenanteils von fünf Prozent für die Bezirksverordnetenwahlen nach 
§ 22 Abs. 2 LWahlG a.F. festgestellt (VerfGH, LVerfGE 6, 32 <40 ff>; zur 
Wahrung der Chancengleichheit der politischen Parteien vgl. näher zu cc).  

Im Übrigen liegt eine Missachtung des Verfassungskerns durch die Drei-
Prozent-Klausel für die Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen auch 
schon deshalb fern, weil der erforderliche Stimmenanteil für jeden der jeweils 55 
Sitze ohnehin rechnerisch abstrakt schon bei ca. 1,8% liegt und auch bei Anwen-
dung des gesetzlich vorgeschriebenen Höchstzahlverfahrens nach d‘Hondt allen-
falls auf etwa 1,2% absinken kann. Die Intensität der Einschränkung der Erfolgs-
wertgleichheit ist danach vergleichsweise gering (vgl. hierzu auch BVerfGE 120, 
82 <107>). Die beteiligte Senatsverwaltung für Inneres und Sport hat hierzu fer-
ner darauf hingewiesen, dass die Sperrklausel insgesamt nur von geringer prakti-
scher Auswirkung sei. 

cc) Die Regelung des Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB verstößt auch nicht gegen den 
Grundsatz der Chancengleichheit der politischen Parteien. 

Der Grundsatz der Chancengleichheit der Parteien ist in der Berliner Verfas-
sung nicht ausdrücklich geregelt. Nach ständiger Rechtsprechung sowohl des 
Bundesverfassungsgerichts als auch des Verfassungsgerichtshofes gilt die in 
Art. 21 GG gewährleistete Chancengleichheit der Parteien jedoch nicht nur für 
den Bereich des Bundes, sondern unmittelbar auch für die Länder, und ist Be-
standteil der Landesverfassung (Beschl. v. 21.9.1995 – VerfGH 12/95 – Rn. 25; 
vgl. zum Landesrecht Schleswig-Holstein: BVerfGE 120, 82 <104 f> mwN). In-
haltlich ergeben sich aus dem Grundsatz die gleichen Anforderungen an das 
Wahlrecht wie aus der Wahlrechtsgleichheit in Bezug auf Differenzierungen, die 
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sich auf den Wettbewerb um Wählerstimmen auswirken (vgl. zum Bundesrecht: 
BVerfG, Urt. v. 25.7.2012 – 2 BvF 3/11 –, juris Rn. 65 mwN).  

Ein Verstoß scheidet schon deshalb aus, weil die Chancengleichheit der poli-
tischen Parteien – anders als von den Einspruchsführern angenommen – gegen-
über Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB keine ranghöhere Maßstabsnorm darstellt. Als Be-
standteil der Landesverfassung nimmt die Chancengleichheit der politischen Par-
teien den gleichen Rang ein wie das übrige Landesverfassungsrecht. Die Berufung 
auf dieses Recht durch eine politische Partei gegenüber den Landesorganen stellt 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein allein in der Landes-
verfassung wurzelndes Rechtsverhältnis dar (BVerfGE 66, 107 <114>). Der Lan-
desverfassungsgesetzgeber wäre nicht daran gehindert, eine ausdrückliche Ge-
währleistung der Chancengleichheit der politischen Parteien in die Landesverfas-
sung aufzunehmen und damit eine Anwendung von Art. 21 GG als Bestandteil 
des Landesverfassungsrechts überflüssig zu machen. Inhaltsgleiche Gewährleis-
tungen von Grundrechten auf Bundes- und Landesebene bestehen grundsätzlich 
ohne Kollisionslage nebeneinander (vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 36, 342 
<360 ff>).  

dd) Der verfassungsändernde Gesetzgeber hat die Drei-Prozent-Sperrklausel 
in Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB in dem für Verfassungsänderungen vorgeschriebenen 
Verfahren mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit beschlossen (vgl. Art. 59, 
60, 100 S. 1 VvB). Weitergehende Anforderungen sieht die Verfassung nicht vor, 
insbesondere kennt sie keine qualifizierten Begründungs- oder Prognosepflichten 
für verfassungsändernde Gesetze. Solche mögen sich zwar für einfachgesetzliche 
Sperrklauseln aus der Gleichheit der Wahl und der Chancengleichheit der politi-
schen Parteien ergeben (vgl. zum Landesrecht Schleswig-Holstein: BVerfGE 120, 
82 <113 f>); auch können im Verfahren vor den Verfassungsgerichten insoweit 
fehlende ausreichende tatsächliche Grundlagen die Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit zur Folge haben (vgl. VerfG Hamburg, Urt. v. 15.1.2013, aaO, juris 
Rn. 82 ff, 109 ff). Eine Verfassungswidrigkeit des Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB lässt 
sich daraus in vergleichbarer Weise nicht herleiten. Im Übrigen hat das Abgeord-
netenhaus erkennbar durchaus bewusst und offenbar in Reaktion auf die bereits in 
Bezug genommene – mit fünf zu vier Stimmen ergangene – Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes vom 17.3.1997 (VerfGH, LVerfGE 6, 32) die anstelle 
der für verfassungswidrig erklärten Fünf-Prozent-Sperrklausel eingeführte Drei-
Prozent-Sperrklausel in die Verfassung eingefügt, um damit den Grundsatz der 
gleichen Wahl „verfassungsfest“ zu modifizieren und bereits abstrakte Gefahren 
für die Funktionsfähigkeit der Bezirksverordnetenversammlungen abzuwehren. 
Das ist vom Verfassungsgerichtshof hinzunehmen und zu respektieren, weil und 
soweit Art. 70 Abs. 2 VvB im Übrigen weder gegen die Grundentscheidungen der 
Landesverfassung noch gegen das Grundgesetz (vgl. dazu sogleich unter b) ver-
stößt. Daher kommt es im Ergebnis auch nicht darauf an, wie die vorsorglich 
eingeholten Berechnungen der Landeswahlleiterin und die Stellungnahmen aus 
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den Bezirken und Bezirksverordnetenversammlungen zu bewerten sind und ob 
sie die Prognose einer nicht nur unerheblichen konkreten Gefährdung der Funk-
tionsfähigkeit der Gremien hätten tragen können.  

b) Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB ist auch mit dem Grundgesetz vereinbar und ver-
letzt insbesondere nicht den bundesrechtlichen Grundsatz der Wahlrechtsgleich-
heit. 

aa) Der Verfassungsgerichtshof ist befugt, die Vereinbarkeit von Art. 70 
Abs. 2 S. 2 VvB mit dem Grundgesetz zu prüfen. Zwar ist der Maßstab für seine 
Entscheidung allein die Verfassung von Berlin (Art. 84 Abs. 2 VvB; vgl. allgemein 
zum Prüfungsmaßstab der Landesverfassungsgerichte: BVerfGE 103, 332 
<350 f>). Der Verfassungsgerichtshof ist aber berechtigt, inzident die Überein-
stimmung der anzuwendenden Bestimmungen des Landesverfassungsrechts mit 
dem Grundgesetz zu klären (vgl. das gleichzeitig ergehende Urt. v. 13.5.2013 – 
VerfGH 32/12 – unter II. 2.2 b) und zum Landesrecht von Schleswig-Holstein 
BVerfGE 103, 332 <352>). Dies ergibt sich nicht zuletzt aus den Vorschriften 
des Art. 100 Abs. 1 und Abs. 3 GG, welche eine inzidente Normenprüfbefugnis 
der Landesverfassungsgerichte voraussetzen (vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 69, 
112 <117 f>). Darüber hinaus ist nach § 40 Abs. 2 Nr. 8 VerfGHG im Wahlprü-
fungsverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof die Verletzung von Vorschriften 
des Grundgesetzes ausdrücklich rügefähig. 

bb) Die Gewährleistung der Gleichheit der Wahl in Ländern, Kreisen und 
Gemeinden gem. Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG findet auf die Bezirksverordnetenver-
sammlungen keine unmittelbare Anwendung, da Berlin eine Einheitsgemeinde ist 
(Art. 1 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 2 VvB). Die Bezirke sind nicht Träger des in 
Art. 28 GG enthaltenen Rechts auf kommunale Selbstverwaltung (VerfGH, 
LVerfGE 1, 33; 6, 32 <41>, st.Rspr.; zu den Bezirken der Hansestadt Hamburg 
vgl. BVerfGE 83, 60 <76> und BVerfG, Beschl. v. 14.1.2008 – 2 BvR 1975/07 –, 
juris Rn. 23). Eine entsprechende Anwendung des Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG auf die 
Berliner Bezirke kommt nach derzeitiger Rechtslage ebenfalls nicht in Betracht. 
Zwar ist die rechtliche Stellung der Berliner Bezirke inzwischen derjenigen der 
Kommunen in den Flächenländern angenähert worden (vgl. Pfennig/Neumann Ver-
fassung von Berlin, 3. Aufl. 2000, Art. 66, 67 Rn. 10 ff; Zivier Verfassung und 
Verwaltung von Berlin, 4. Aufl. 2008, S. 348 ff; Fock Die Berliner Verwaltungsor-
ganisationsreform, S. 175 ff; Haaß Die Rechtsstellung der Bezirke Berlins nach der 
Verfassungsreform, LKV 1996, 84). Ihnen fehlt jedoch weiterhin sowohl die 
Rechtsfähigkeit als auch die Allzuständigkeit, welche die gemeindliche Selbstver-
waltung prägen (vgl. BVerfGE 83, 60 <76>). 

cc) Das Homogenitätsprinzip des Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG steht Art. 70 
Abs. 2 S. 2 VvB ebenfalls nicht entgegen. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts sind die Verfassungsbereiche des Bundes und der 
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Länder grundsätzlich selbständig (BVerfG, Beschl. v. 14.1.2008 – 2 BvR 1975/07 
–, juris Rn. 34 mwN). Soweit das Grundgesetz in Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG verlangt, 
dass die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern den Grundsätzen des re-
publikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates zu entsprechen hat, 
lässt es den Ländern in der Gestaltung ihrer Verfassung einen Spielraum. Es will 
weder Konformität noch Uniformität herbeiführen, sondern lediglich ein gewisses 
Maß an Homogenität vorgeben (BVerfGE 9, 268 <279>; 24, 367 <390>; 27, 44 
<56>; 36, 342 <360>; 41, 88 <116>). Das Homogenitätserfordernis ist auf die in 
Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG genannten Staatsstruktur- und Staatszielbestimmungen 
und innerhalb dieser wiederum auf deren Grundsätze beschränkt. Die konkreten 
Ausgestaltungen, die diese Grundsätze im Grundgesetz gefunden haben, sind für 
die Landesverfassungen nicht verbindlich (BVerfGE 90, 60 <85>). 

Die Regelung des Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB verbleibt innerhalb des dem Land 
Berlin im Rahmen des Homogenitätsgebots zustehenden Spielraums. Er wird 
bezüglich des Wahlrechts in den Ländern nur durch die spezielle Vorschrift des 
Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG begrenzt, welche für ihren Regelungsbereich das zu wah-
rende Minimum an Homogenität bestimmt (vgl. BVerfGE 83, 37 <58>). Außer-
halb des Anwendungsbereichs des Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG entfalten die darin ent-
haltenen Wahlrechtsgrundsätze keine Wirkung. Insoweit gelten nur die Mindest-
anforderungen an Übereinstimmung mit den grundlegenden Prinzipien 
gem. Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG, die Art. 70 Abs. 2 VvB indes nicht in Frage stellt. 
Namentlich für eine Verletzung der Fundamentalnormen des Grundgesetzes, wie 
sie Art. 79 Abs. 3 GG unabänderlich festschreibt, ist nichts erkennbar; das De-
mokratieprinzip ist – wie bereits zum Landesverfassungsrecht ausgeführt – nicht 
verletzt.  

dd) Art. 21 GG scheidet als eigenständiger Prüfungsmaßstab aus. Das folgt 
aus Art. 28 Abs. 1 GG, der – unter größtmöglicher Wahrung der Verfassungsau-
tonomie der Länder und Beschränkung von Eingriffen in deren Verfassungsraum 
auf das geringstmögliche Maß (BVerfGE 103, 111 <141>; BVerfG, Beschl. v. 
14.1.2008 – 2 BvR 1975/07 –, juris Rn. 33) – das gebotene Minimum an Homo-
genität der Verfassungen im Bund und in den Ländern vorgibt (vgl. BVerfGE 36, 
342 <361>). Die Chancengleichheit der politischen Parteien in Bezug auf die 
Teilnahme an Landeswahlen verlangt im Übrigen nicht mehr als der Grundsatz 
der Wahlrechtsgleichheit. Sie ist für sich allein genommen auch kein Grundrecht, 
sondern ein aus der Verfassung folgendes Statusrecht (BVerfGE 66, 107 <115>; 
82, 322 <335, 337>; 124, 1 <20>; BVerfG, LKV 1996, 333).  

c) Da Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB verfassungsgemäß ist, scheidet eine Verfas-
sungswidrigkeit des ihn einfachrechtlich wiederholenden § 22 Abs. 2 LWahlG aus. 

3. Eine Pflicht des Verfassungsgerichtshofes zur Aussetzung des Verfahrens 
und zur Einholung einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
gem. Art. 100 Abs. 1 oder 3 GG besteht nicht. Der Verfassungsgerichtshof hält 
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weder eine Vorschrift des Landesrechts für unvereinbar mit dem Grundgesetz 
noch weicht er von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder eines 
Landesverfassungsgerichts ab. 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 33, 34 VerfGHG. 
Die Entscheidung ist im Urteilsausspruch einstimmig, in der Begründung mit 

acht zu einer Stimme ergangen.  
Mit dieser Entscheidung ist das Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof 

abgeschlossen. 

Sondervotum des Richters Dr. Rueß 

Ich stimme der Entscheidung zwar im Ergebnis (nachf. 1), nicht aber in der 
Begründung zu (nachf. 2). 

1. Ergebnis: 
Auch bei hier angenommener Verfassungswidrigkeit der in Art. 70 Abs. 2 

S. 2 VvB niedergelegten 3%-Sperrklausel für die Wahlen zu den Bezirksverord-
netenversammlungen (BVV) wären die Einsprüche zurückzuweisen, weil für eine 
dafür vorausgesetzte „Neuberechnung“ des Wahlergebnisses – nunmehr unter 
Außerachtlassung der Sperrklausel – aus verfassungsrechtlichen Gründen kein 
Raum ist (Urt. v. 17.3.1997 – VerfGH 90/95, 87/95 – LVerfGE 6, 32 <45 f> zur 
damaligen 5%-Klausel im Landeswahlgesetz für die BVV-Wahlen). 

2. Begründung: 
Der tragenden Begründung der Entscheidung, Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB 

könne als Verfassungsnorm nicht gegen den Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit 
(Art. 70 Abs. 1 S. 1 VvB) verstoßen, weil (a) der Grundsatz der Wahlrechtsgleich-
heit nicht zu den Grundentscheidungen der Verfassung gehöre, die im Rang über 
Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB stehe, und (b) deshalb die Sperrklausel nicht rechtferti-
gungsbedürftig sei, kann ich mich nicht anschließen. 

a) Der Verfassungsgerichtshof (Urt. v. 28.7.1994 – VerfGH 47/92 – 
LVerfGE 2, 43) versteht die Verfassung von Berlin – ebenso wie das Bundesver-
fassungsgericht das Grundgesetz (BVerfGE 3, 225 <233, 237>; 4, 294 <296>) – 
seit jeher als Einheit. Ihre Bestimmungen sind danach prinzipiell einander gleich-
wertig mit der Folge, dass grundsätzlich keine Verfassungsbestimmung an der 
anderen zu messen ist, vielmehr jede Verfassungsbestimmung in der Lage ist, an-
dere Verfassungsbestimmungen einzuschränken oder Ausnahmen von ihnen zu 
begründen. Auch eine Verfassungsbestimmung kann aber nichtig sein, wenn sie 
grundlegende Gerechtigkeitspostulate, die zu den Grundentscheidungen der Ver-
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fassung selbst gehören, in schlechthin unerträglichem Maße missachtet (Urt. v. 
28.7.1994, LVerfGE 2, 43 <52, 56>). 

Ob dieses von der Mehrheit des Verfassungsgerichtshofes in der Urteilsbe-
gründung bekräftigte Verfassungsverständnis noch zeitgemäß ist, braucht m.E. 
nicht vertieft zu werden. Die Mehrheit stützt sich auf zwei Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts aus den Jahren 1953 und 1955 (BVerfGE 3, 225; 4, 
294), in denen es um die Verfassungsmäßigkeit von Ausnahmebestimmungen 
ging, die von Anfang an Bestandteil des Grundgesetzes waren und mit denen der 
Verfassunggeber einzelne allgemeine Verfassungsbestimmungen mit Maßgaben 
versehen hatte. Ob sich diese Entscheidungen auch auf den hier gegebenen Fall 
einer nachträglichen Einschränkung von Verfassungsgrundsätzen durch verfas-
sungsänderndes Gesetz übertragen lassen, erscheint zweifelhaft und müsste m.E. 
überdacht werden. 

Unabhängig davon gehört der Grundsatz der Gleichheit der Wahl aber im 
Gegensatz zur Meinung der Mehrheit des Verfassungsgerichtshofes zu den tra-
genden und prägenden Grundentscheidungen der Verfassung; er ist deshalb ge-
genüber Einschränkungen auch dann höherrangig, wenn diese in der Verfassung 
selbst und nicht nur durch einfaches Gesetz erfolgen (ebenso BayVerfGH, Urt. v. 
18.7.2006 – Vf. 9-VII-04 –, juris Rn. 16 f u. 21). Das – in Art. 70 Abs. 1 S. 1 VvB 
für die Wahlen zur Bezirksverordnetenversammlung niedergelegte – Recht der 
Bürger, in Freiheit und Gleichheit durch Wahlen und Abstimmungen die öffentli-
che Gewalt personell und sachlich zu bestimmen, ist elementarer Bestandteil des 
Demokratieprinzips, das seinerseits die Verfassungsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland konstituiert. Das Gebot der Wahlrechtsgleichheit trägt der vom De-
mokratieprinzip vorausgesetzten Gleichberechtigung der Staatsbürger Rechnung 
(vgl. zum Bundesrecht: BVerfG, Urt. v. 25.7.2012 – 2 BvF 3/11 u.a. –, juris 
Rn. 52 im Anschl. an BVerfGE 123, 267 <342>). Es ist ein „Kernelement des 
demokratischen Prinzips“ (Huster/Rux in: Beckscher Onlinekommentar zum GG, 
Art. 20 Rn. 66; ebenso der Sache nach Greszik in: Maunz/Dürig/Herzog/Scholz, 
GG, 57. Lfg. Januar 2010, Art. 20 Rn. 35 ff; allg. M.). 

Dass der Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit je nach dem geltenden Wahl-
system (Verhältniswahlrecht, Mehrheitswahlrecht) einen anderen Inhalt hat 
(st.Rspr. des BVerfG, s. nur BVerfGE 120, 82 <103> zur 5%-Klausel im Kom-
munalwahlrecht Schleswig-Holsteins), ändert daran nichts und vermag seine Be-
deutung nicht zu relativieren. 

b) Jede Einschränkung der Wahlrechtsgleichheit, die fraglos auch in der Ein-
führung von Sperrklauseln liegt, muss durch legitime Zielsetzungen gerechtfertigt 
sein, auch wenn sie – wie mit der Regelung in Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB geschehen 
– in der Verfassung selbst erfolgt. 

aa) An der erforderlichen Rechtfertigung fehlt es dabei nicht erst dann, wenn 
eine durch verfassungsänderndes Gesetz erfolgte Beschränkung der Wahlrechts-
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gleichheit diese „in schlechthin unerträglichem Maße missachtet“ (s.o. zu a). Je-
denfalls in Bezug auf die das Demokratieprinzip konstituierenden Wahlrechts-
grundsätze muss die Verfassungsrechtsprechung auch insoweit – wie das vorlie-
gende Beispiel zeigt – überdacht und fortentwickelt werden: 

In ständiger Rechtsprechung geht das Bundesverfassungsgericht davon aus, 
dass der Grundsatz der Wahlgleichheit ebenso wie der Grundsatz der Chancen-
gleichheit der politischen Parteien keinem absoluten Differenzierungsverbot un-
terliegt. Allerdings folge aus dem formalen Charakter der Grundsätze der Wahl-
gleichheit und der Chancengleichheit der Parteien, dass dem Gesetzgeber bei der 
Ordnung des Wahlrechts nur ein eng bemessener Spielraum für Differenzierun-
gen verbleibt (s. etwa BVerfG, Urt. v. 25.7.2012 – 2 BvF 3/11 u.a. –, juris Rn. 62 
– und BVerfGE 120, 82 <106>, jeweils mwN). Das Bundesverfassungsgericht 
geht hierbei seit jeher von dem Erfordernis eines „zwingenden Grundes“ aus (seit 
BVerfGE 1, 208 <248 f>; vgl. auch BVerfGE 95, 408 <418>; übernommen 
durch LVerfGE 6, 32 <41>). Das bedeutet jedoch nicht, dass sich die Differen-
zierung von Verfassungs wegen als zwangsläufig oder notwendig darstellen muss, 
wie dies etwa in Fällen der Kollision des Grundsatzes der Wahlgleichheit mit den 
übrigen Wahlrechtsgrundsätzen oder anderen Grundrechten der Fall sein kann. 
Differenzierungen im Wahlrecht sind auch durch Gründe gerechtfertigt, die durch 
die Verfassung legitimiert und von einem Gewicht sind, das der Wahlgleichheit 
die Waage halten kann (vgl. BVerfGE 95, 408 <418>). Es ist nicht erforderlich, 
dass die Verfassung diese Zwecke zu verwirklichen gebietet. Vielmehr genügen in 
diesem Zusammenhang auch „zureichende“, „aus der Natur des Sachbereichs der 
Wahl der Volksvertretung sich ergebende Gründe“ (vgl. BVerfGE 1, 208 <248>; 
6, 84 <92>; 95, 408 <418>). Dazu gehört im hier maßgeblichen Zusammenhang 
der Einführung von Sperrklauseln vor allem die Gewährleistung der Funktionsfä-
higkeit der zu wählenden Volksvertretung (BVerfGE 95, 408 <418>; 120, 82 
<107>). 

Die Wahlrechtsgleichheit einschränkende Regelungen müssen zur Verfol-
gung ihrer Zwecke geeignet und erforderlich sein. Ihr erlaubtes Ausmaß richtet 
sich daher auch danach, mit welcher Intensität in das gleiche Wahlrecht eingegrif-
fen wird. Ebenso können gefestigte Rechtsüberzeugung und Rechtspraxis Be-
achtung finden. Der Gesetzgeber muss sich bei seiner Einschätzung und Bewer-
tung nicht an abstrakt konstruierten Fallgestaltungen, sondern an der politischen 
Wirklichkeit orientieren (BVerfGE 95, 408 <418 f> mwN). Gegen die Grund-
sätze der Wahlgleichheit und der Chancengleichheit der Parteien wird verstoßen, 
wenn der Gesetzgeber mit der Regelung ein Ziel verfolgt hat, das er bei der Aus-
gestaltung des Wahlrechts nicht verfolgen darf, oder wenn die Regelung nicht 
geeignet und erforderlich ist, um die mit der jeweiligen Wahl verfolgten Ziele zu 
erreichen (BVerfGE 120, 82 <107>). 

All dies gilt m.E. auch dann, wenn der Grundsatz der Wahlgleichheit – wie 
hier durch die Einführung einer 3%-Sperrklausel für die BVV-Wahlen geschehen 
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– durch ein verfassungsänderndes Gesetz eingeschränkt wird. Allein der Umstand, 
dass sich für ein solches Gesetz im Parlament eine verfassungsändernde Mehrheit 
gefunden hat, kann nicht dazu führen, auf eine sachliche Legitimierung des mit 
ihm verbundenen Eingriffs in die Wahlrechtsgleichheit gänzlich zu verzichten. 
Eine Sperrklausel benachteiligt nämlich allein kleine Parteien, die nicht im Parla-
ment vertreten sind und deshalb am Gesetzgebungsverfahren nicht teilnehmen. 
Sie kann von den größeren, im Parlament vertretenen Parteien auch zu dem 
Zweck eingeführt werden, die kleinen Parteien von der Volksvertretung fernzu-
halten mit der Folge, dass deren wegen Unterschreitung der Sperrklausel bei der 
Mandatsverteilung unberücksichtigt bleibende Stimmen den größeren Parteien zu 
Gute kommen. Dieser die größeren Parteien begünstigende Effekt tritt als „Kol-
lateralschaden“ auch dann ein, wenn er bei Einführung der Sperrklausel nicht 
erkannt wurde oder gar mit ihr beabsichtigt war. Als Korrektiv ist es deshalb er-
forderlich, dass sich auch eine mit verfassungsändernder Mehrheit beschlossene 
Sperrklausel einer Kontrolle auf ihre Erforderlichkeit und Eignung für die Errei-
chung legitimer Ziele stellen muss. 

Der von der Mehrheit des Verfassungsgerichtshofes zutreffend betonte Re-
spekt vor dem (verfassungsändernden) Gesetzgeber gebietet es allerdings, die 
Anforderungen an die Rechtfertigung einer Sperrklausel nicht zu überspannen. So 
ist jedenfalls der verfassungsändernde Gesetzgeber nicht verpflichtet, bei der Ein-
führung einer Sperrklausel detaillierte und tragfähige prognostische Überlegungen 
dazu anzustellen und zu belegen, ob die Sperrklausel geeignet ist, die mit ihr ver-
folgten Zwecke zu erreichen (vgl. zu den Anforderungen an den einfachen Ge-
setzgeber bei der Einführung einer Sperrklausel: HambVerfGH, Urt. v. 15.1.2013 
– HVerfG 2/11 –, juris Rn. 81, 109 ff mwN). Ein Mindestmaß an diesbezüglichen 
Überlegungen wird man ihm indes nicht erlassen können. 

bb) Gemessen daran ist die Regelung in Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB verfas-
sungswidrig. 

Wie der Verfassungsgerichtshof in seinem bereits zitierten Urteil vom 
17.3.1997 entschieden und im Einzelnen begründet hat, wird die Funktionsfähig-
keit der Bezirksverordnetenversammlungen, die eine Einschränkung der Wahl-
rechtsgleichheit durch eine Sperrklausel rechtfertigen könnte, durch ein Wahlrecht 
ohne Sperrklausel nicht infrage gestellt (juris Rn. 42 ff). 

Diese Einschätzung hat im Gesetzgebungsverfahren der Einführung des 
Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB keine Rolle gespielt. In den Gesetzesmaterialien, insbe-
sondere den Entwürfen für die Verfassungsänderung, den Ausschussdebatten 
sowie den Plenardebatten, ist eine Beurteilung der Funktionsfähigkeit der Bezirks-
verordnetenversammlungen ohne Sperrklausel nicht im Ansatz erkennbar. Im 
Gegenteil gab der damalige Innensenator Sch. in der gemeinsamen Sitzung von 
Rechts- und Innenausschuss des Abgeordnetenhauses zu dem Entwurf der 
Verfassungsänderung an, dass „die Bedenken in Bezug auf die 3%-Klausel sich 
auflösen [sollten], wenn die Regelung in der Verfassung festgeschrieben“ sei 
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(Ausschussprotokoll 13/28 und 13/42 v. 16.3.1998, S. 16). Justizsenator K. hegte 
gewisse Bedenken ausschließlich im Hinblick auf die Anwendung der Sperrklausel 
auf die Übergangsregelung für die Zusammenlegung der Bezirke (aaO, S. 19). 
Dem entspricht, dass in den gesamten parlamentarischen Beratungen zur Bezirks-
verfassungsreform die 3%-Sperrklausel allenfalls am Rande thematisiert wurde. 
Gründe, die ihre Einführung rechtfertigen könnten, sind mithin im Gesetzge-
bungsverfahren nicht zutage getreten. 

Selbst im vorliegenden Wahlprüfungsverfahren haben die Beteiligten zu 7 
und 8 derartige Gründe nicht genannt. Die Beteiligte zu 7 hat schriftsätzlich und 
in der mündlichen Verhandlung ausgeführt, dass die 3%-Klausel „von äußerst 
geringer praktischer Bedeutung“ sei; bei der Wahl von 1999, für welche die 3%-
Klausel erstmals galt, wären bei einer Gesamtzahl von 826 Bezirksverordneten 
ohne die 3%-Klausel nur 15 Vertreter von kleineren Parteien und Gruppierungen 
in die Bezirksverordnetenversammlungen gekommen. Selbst wenn die 3%-Klau-
sel, so die Beteiligte zu 7 weiter, „mehr auf Besorgnissen und Befürchtungen als 
auf konkret gemachten Erfahrungen beruhen sollte“(!), möge es sich hierbei um 
„inhaltlich ungerechtes oder unzweckmäßiges Recht“ handeln; dieses sei aber weit 
davon entfernt, die „äußerste Grenze der Gerechtigkeit zu überschreiten“. Auch 
diese Ausführungen lassen Gründe für die Erforderlichkeit einer 3%-Klausel für 
Bezirksverordnetenwahlen nicht ansatzweise hervortreten. Die Erwägung der 
Mehrheit des Verfassungsgerichtshofes, eine Missachtung des Verfassungskerns 
durch die 3%-Klausel für die Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen 
liege auch schon deshalb fern, weil der erforderliche Stimmenanteil für jeden der 
jeweils 55 Sitze ohnehin rechnerisch abstrakt schon bei ca. 1,8% liege und auch 
bei Anwendung des gesetzlich anzuwendenden Höchstzahlverfahrens nach 
d‘Hondt allenfalls auf etwa 1,2% absinken könne, die Intensität der Einschrän-
kung der Erfolgswertgleichheit sei danach vergleichsweise gering, lässt sich auch 
umkehren: Wenn ohnehin eine systembedingte „faktische Sperrklausel“ in der 
angegebenen Höhe besteht, welchen Sinn soll dann eine nur geringfügige Anhe-
bung der Sperrklausel auf 3% haben, und warum muss sie in der Verfassung 
buchstäblich festgeschrieben werden? 

Schließlich hat auch die Umfrage des Verfassungsgerichtshofes bei den Be-
zirksverordnetenversammlungen keine tragfähigen Argumente für die Einführung 
einer 3%-Sperrklausel für die Bezirksverordnetenwahlen ergeben. Störungen der 
Abläufe in den Bezirksverordnetenversammlungen durch ein vermehrtes Auftre-
ten fraktionsloser Bezirksverordneter wurden zwar vereinzelt für möglich gehal-
ten, jedoch hat sich keine von einer beachtlichen Zahl von Bezirksverordneten-
versammlungen bzw. -fraktionen geteilte Einschätzung herausgestellt, dass da-
durch die Funktionsfähigkeit der Bezirksverordnetenversammlungen gefährdet 
oder gar infrage gestellt wird. 

c) Das Fehlen einer – auch großzügigen Maßstäben genügenden – Rechtfer-
tigung für die mit Art. 70 Abs. 2 S. 2 VvB verbundene Einschränkung der Wahl-
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rechtsgleichheit bei der Wahl der Bezirksverordnetenversammlungen (Art. 70 
Abs. 1 S. 1 VvB) hat die Verfassungswidrigkeit der erstgenannten Bestimmung 
zur Folge. Die dahin gehende Feststellung wäre im Urteil inzident zu treffen ge-
wesen. Eine – von den Einspruchsführern auch beantragte – Nichtigerklärung 
von Rechtsvorschriften im Tenor einer Wahleinspruchsentscheidung ist in § 42 
VerfGHG, anders als in § 45 S. 1 VerfGHG (abstrakte Normenkontrolle), § 48 
Abs. 2 iVm § 45 S. 1 VerfGHG (konkrete Normenkontrolle) oder § 54 Abs. 4 
VerfGHG (Verfassungsbeschwerde), nicht vorgesehen. 

Nr. 3 

1. Die Wiedereinführung einer Vorabprüfung insbesondere von Volks-

gesetzentwürfen auf Verstöße gegen höherrangiges Recht nach § 12 Abs. 2 

Abstimmungsgesetz (in der Fassung des Gesetzes vom 8. Juli 2010, GVBl. 

S. 359) ist verfassungsgemäß. Bei der Prüfung der materiellen Zulässigkeit 

des Antrags auf Einleitung eines Volksbegehrens nach Art. 62 Abs. 1 Satz 1 

VvB und § 11 Abs. 1 Satz 1, § 12 Abs. 2 Abstimmungsgesetz sind danach 

insbesondere die Bestimmungen des Grundgesetzes über die Gesetzge-

bungskompetenzen einschließlich des Grundsatzes des bundes- und län-

derfreundlichen Verhaltens heranzuziehen.  
Vorlagev erfahren – materiell e Verfassungsmäßigkeit eines  Volks begehr ens 

2. Mit dem Grundsatz des bundes- und länderfreundlichen Verhaltens 

ist es unvereinbar, wenn das Land Berlin durch Gesetz einseitig die Pflicht 

zur Offenlegung aller Verträge, Beschlüsse und Nebenabreden im Zu-

sammenhang mit dem Abschluss von Verkehrsverträgen sowie inhaltliche 

Mindestanforderungen an Verkehrsverträge vorschreibt, die zugleich we-

gen des bestehenden Verkehrsverbunds das Land Brandenburg betreffen. 

3. Sind wesentliche Teile eines Volksgesetzentwurfs materiell unzuläs-

sig, können auch die verbleibenden Teile des Gesetzentwurfs nicht als 

Volksbegehren zugelassen werden. Die Teilzulässigkeit eines Volksbegeh-

rens kommt daher nur ausnahmsweise in Betracht, wenn lediglich unwe-

sentliche Bestimmungen entfallen und kein Zweifel daran besteht, dass die 

verbleibenden Teile als Gegenstand des Volksbegehrens in gleicher Weise 

wie der gesamte Gesetzentwurf auf dem objektivierten Willen der Unter-

stützer beruhen. 

Grundgesetz 
Art. 73 Abs. 1 Nr. 6a; 70; 84 Abs. 1 Satz 1; 87e Abs. 1 Satz 2; 100 Abs. 1;  

100 Abs. 3; 106a; 143a Abs. 3 
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Allgemeines Eisenbahngesetz § 15 Abs. 1 

Gesetz zur Regionalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs §§ 1, 4 

Verfassung von Berlin Art. 62 Abs. 1 Satz 1; 62 Abs. 3; 63 Abs. 4; 84 Abs. 2 Nr. 6 

Gesetz über den Verfassungsgerichtshof 
§§ 14 Nr. 7 Alt. 1; 55 Abs. 1; 55 Abs. 2 Satz 1 

Abstimmungsgesetz 
§§ 11 Abs. 1 Satz 1; 12 Abs. 2; 14 Abs. 1 Satz 2; 16 Abs. 1; 
17 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2 a.F.; 17 Abs. 6; 18 Abs. 1 Satz 4; 19 

Informationsfreiheitsgesetz Berlin § 10 Abs. 3 Nr. 2 

Gesetz über die Aufgaben und die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Personennahverkehrs im Land Berlin §§ 3 Abs. 1 Satz 1; 3 Abs. 2; 4 

Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Brandenburg 
§§ 3 Abs. 1; 5 Abs. 3 Satz 2; 5 Abs. 4 

Urte i l  vom 13. Mai 2013 – VerfGH 32/12 – 

in dem Verfahren über die Vorlage 

der Senatsverwaltung für Inneres und Sport, 
Klosterstraße 47, 10179 Berlin, 

betreffend die Zulässigkeit des Antrags auf Einleitung des „Volksbegehrens über 
die Verbesserung des S-Bahn-Verkehrs“ 

Beteiligte: 

1. Herr K., D   straße,    Berlin 

2. Herr T., N   straße,    Berlin 

3. Frau T., G   straße,     Berlin 

4. Herr T., A   Allee,      Berlin 

5. Herr T., O   Weg,       Berlin 

als Vertrauenspersonen des Trägers des Volksbegehrens „Berliner S-Bahn-Tisch“ 

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt M., L   straße,    Berlin 
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Entscheidungsformel :  

Der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens über die Verbesserung des S-
Bahn-Verkehrs ist unzulässig.  

Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 
Auslagen werden nicht erstattet. 

Gründe: 

 
I. 

Das Vorlageverfahren betrifft die Zulässigkeit des Antrags auf Einleitung ei-
nes Volksbegehrens über die Verbesserung des S-Bahn-Verkehrs. 

Die S-Bahn Berlin beruht in ihrer heutigen Form auf dem Einigungsvertrag 
vom 31.8.1990. Seit 1995 wird sie von der S-Bahn Berlin GmbH betrieben. Diese 
gehört heute als 100%-ige Tochter der Deutschen Bahn Regio AG zum Konzern 
Deutsche Bahn AG, deren Anteile wiederum vollständig die Bundesrepublik 
Deutschland hält. Das Bundesgesetz zur Regionalisierung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs vom 27.12.1993 (BGBl. I S. 2378, 2395) übertrug entsprechend 
den durch Art. I des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 20.12.1993 
(BGBl. I S. 2089) neu eingefügten Vorschriften der Art. 87e Abs. 1 S. 2, Art. 106a 
und Art. 143a Abs. 3 GG zum 1.1.1996 die Aufgaben- und Finanzverantwortung 
für den öffentlichen Schienenpersonennahverkehr der bisherigen Bundeseisen-
bahnen vom Bund auf die Länder. Berlin setzte die bundesrechtlichen Vorgaben 
durch das Gesetz über die Aufgaben und die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Personennahverkehrs im Land Berlin (ÖPNV-Gesetz) vom 27.6.1995 (GVBl. 
S. 390) um. Darin sind die Ziele und Anforderungen für den öffentlichen Perso-
nennahverkehr festgelegt und die Aufgabenträgerschaft, die Zuständigkeiten, die 
Nahverkehrsplanung, die Finanzierung sowie die Bildung eines Verkehrsverbun-
des für den Personennahverkehr geregelt. In Umsetzung dieses Gesetzes bildete 
Berlin mit dem Land Brandenburg sowie den brandenburgischen Landkreisen und 
kreisfreien Städten einen Verkehrsverbund (VBB Verkehrsverbund Berlin-Bran-
denburg GmbH). Das Schienennetz der zum Verkehrsverbund gehörenden S-
Bahn reicht bis ins Brandenburger Umland. Es umfasst ca. 331 km mit 166 Bahn-
höfen, davon liegen rund 75 km und 34 Bahnhöfe in Brandenburg. Die Länder 
Berlin und Brandenburg schlossen Ende August 2004 mit der S-Bahn Berlin 
GmbH den bis zum Jahr 2017 laufenden und mit Vertrag vom 11.10.2010 geän-
derten „Verkehrsvertrag über die Bedienung der Strecken im S-Bahnverkehr in 
der Region Berlin/Brandenburg“ (im Folgenden: S-Bahn Verkehrsvertrag), der 
durch einen weiteren ab Januar 2012 geltenden Verkehrsvertrag (Verkehrsvertrag 
Mehrleistungspaket) ergänzt wurde. 
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Träger des Volksbegehrens über die Verbesserung des S-Bahn-Verkehrs ist 
der „Berliner S-Bahn-Tisch“. Ende Mai 2011 übermittelte er der Senatsverwaltung 
für Inneres und Sport den Entwurf eines Volksgesetzes. Am 17.6.2011 fand ein 
Beratungsgespräch mit Vertretern des S-Bahn-Tischs über formelle und materielle 
Fragen des beabsichtigten Volksbegehrens statt, an dem außer der Senatsverwal-
tung für Inneres auch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und der Ver-
kehrsverbund Berlin-Brandenburg teilnahmen. Der Träger wurde auf rechtliche 
Bedenken gegen den Gesetzentwurf hingewiesen. Am 23.6.2011 übersandte er der 
Senatsverwaltung für Inneres die Endfassung der Unterschriftenliste, der ein ge-
genüber dem ursprünglichen nur geringfügig veränderter Gesetzentwurf mit Be-
gründung beigefügt war. Am nächsten Tag begann die Sammlung der am Ende 
über 28.000 Unterschriften zum Nachweis der Unterstützung des Antrags auf 
Einleitung des Volksbegehrens.  

Am 23.12.2011 stellten die Vertrauenspersonen des Trägers bei der Senats-
verwaltung für Inneres und Sport den Antrag, das Volksbegehren einzuleiten. 
Folgender Gesetzentwurf war beigefügt: 

„Gesetz zur Beendigung des Chaos bei der Berliner S-Bahn“ 

§ 1 Offenlegung der Verträge 

Alle Verträge, Beschlüsse und Nebenabreden, die im Zusammenhang mit dem 
Abschluss des jeweils gültigen Verkehrsvertrages zwischen dem Land Berlin und 
der S-Bahn Berlin geschlossen werden, sind innerhalb von zehn Werktagen nach 
Unterzeichnung vorbehaltlos auf den Internetseiten des Landes Berlin offen zu 
legen. Bereits geschlossene Verträge in diesem Bereich sind ebenfalls innerhalb 
von zehn Werktagen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf gleiche Weise zu ver-
öffentlichen.  

§ 2 Anforderungen an den Verkehrsvertrag 

In jedem neuen Verkehrsvertrag für den S-Bahnverkehr ist sicherzustellen, dass 

1. während der Betriebszeit auf jedem S-Bahnhof Aufsichtspersonal anwesend 
ist, 

2. innerhalb des Tarifbereichs AB an jedem Umsteigebahnhof zu anderen U- 
oder S-Bahn-Linien ein mit Personal besetzter Fahrkartenschalter mindestens 
10 Stunden täglich geöffnet ist, 

3. die Zahl der in Einsatz befindlichen Wagen und Sitzplatzkapazitäten mindes-
tens wieder auf das Niveau des Jahres 2005 - von vor Ausbruch der S-Bahn-
Krise angehoben wird, dabei muss die Zahl der im Einsatz befindlichen Wa-
gen zu den im Fahrplan ausgewiesenen Fahrplankilometern im gleichen Ver-
hältnis stehen wie 2005, 

4. die Anzahl der betriebsfähigen und im Einsatz befindlichen Wagen und Sitz-
platzkapazitäten täglich um 7.00 Uhr auf der Internet-Seite des Betreibers 
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neben der Soll-Zahl einschließlich einer zwanzigprozentigen Reserve veröf-
fentlicht wird, 

5. die Zugbehängung für alle Linien im Detail und auch für die zusätzlichen 
Zuggruppen in der Hauptverkehrszeit in der Wagenanzahl festgelegt ist,  

6. zur Gewährleistung der Zielsetzung der Barrierefreiheit bei Ausfällen von 
Aufzügen und Fahrtreppen, die über einem vom Land Berlin zu definieren-
den Durchschnitt liegen, eine Vertragsstrafe seitens des Betreibers an das 
Land Berlin als Maluszahlung zu leisten ist, soweit diese Einrichtungen sich 
in S-Bahnhöfen innerhalb des Landes Berlin befinden. Die Definition des 
oben erwähnten Durchschnitts hat in Zusammenarbeit mit den Fahrgast- 
und Behindertenverbänden zu erfolgen.  

Die Anforderungen aus S. 1 Nr. 1, 2, 5 und 6 sind innerhalb eines Jahres, die An-
forderungen aus S. 1, Nr. 3 und 4 innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
des Gesetzes in den bestehenden Verkehrsvertrag einzuarbeiten und umzusetzen. 
Über den Stand der Einarbeitung und Umsetzung ist von der federführenden Se-
natsverwaltung halbjährlich ein Bericht zu veröffentlichen.  

§ 3 Tarifliche Entlohnung 

In jedem neuen Verkehrsvertrag für den S-Bahnverkehr ist sicherzustellen, dass 
die Entlohnung und Sozialstandards der beim Leistungserbringer beschäftigten 
Mitarbeiter, einschließlich der Leiharbeitnehmer, mindestens denen der einschlä-
gigen, repräsentativen Tarifverträge in der jeweils gültigen Fassung entspricht. Die 
Tarifverträge müssen mit einer tariffähigen Gewerkschaft abgeschlossen sein. Es 
ist sicherzustellen, dass diese Bedingungen auch auf alle Subunternehmer ange-
wendet werden.  

§ 4 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Berlin in Kraft. 

Begründung des Gesetzes: 

Rettet unsere S-Bahn! Stoppt Privatisierung und Ausplünderung! 

Die Berliner S-Bahn verkehrte rund 85 Jahre lang zuverlässig - wenn man von den 
Monaten bei Kriegsende und in einer kurzen Nachkriegszeit absieht. 

Doch seit Sommer 2009 herrscht Chaos: Es gab schwere Unfälle. Es gibt ständig 
Ausfälle. Ganze Linien können zeitweilig nicht bedient werden. Meist fährt die S-
Bahn mit stark reduzierten Kapazitäten. Es herrscht der Notfahrplan. Auch mal 
der Notfahrplan vom Notfahrplan. Darunter leiden Hunderttausende Fahrgäste. 
Darunter leiden nicht zuletzt die S-Bahn-Beschäftigten. Sie werden mit der be-
rechtigten Empörung der Fahrgäste konfrontiert. Doch sie sind für die Misere 
nicht verantwortlich. Verantwortlich dafür ist das Spitzenmanagement der Deut-
schen Bahn AG. Schuld ist die von der Politik gewollte Orientierung auf Börsen-
gang, hohe Gewinne und eine aggressive Einkaufspolitik im Ausland. 
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Oben hui, unten pfui: Die Gewinne in den Bahn-Bilanzen entstehen auch durch 
den Abbau der S-Bahn-Belegschaft, durch Bahnhöfe ohne Aufsichtspersonal, 
durch die Schließung von Werkstätten, durch ein Fahren auf Verschleiß bei Zügen 
und Infrastruktur. 

Der Träger will mit diesem Volksbegehren die Privatisierung und Zerschlagung 
der S-Bahn verhindern. Hierzu soll durch: 

– politischen Druck, 

– die Offenlegung der Verträge und Transparenz (§ 1, § 2 Nr. 4 und 5), damit 
die Berlinerinnen und Berliner sich über alle Vorgänge informieren können, 

– die Einstellung von Aufsichtspersonal (§ 2 Nr. 1 und 2), damit es keine 
Geisterbahnhöfe gibt und nicht Kameras, sondern lebendige Menschen im 
Notfall da sind, 

– die Bereitstellung von genügend Zügen und eine Reserve an Zügen (§ 2 
Nr. 3, 4 und 5), damit nicht ständig Notfallpläne die Regel sind, 

– die Gewährleistung von Barrierefreiheit, damit Fahrtreppen und Aufzüge 
auch wirklich funktionieren (§ 2 Nr. 6), wenn sie gebraucht werden, 

– die tarifliche Entlohnung (§ 3), damit es keine Dumpinglöhne bei den 
Beschäftigten der S-Bahn, bei den Leiharbeitern und den Subunternehmern 
gibt,  

eine Beendigung des S-Bahn Chaos erreicht werden.“ 

Der Senat von Berlin beschloss am 7.2.2012 seinen Standpunkt gegenüber 
dem Abgeordnetenhaus und entschied, den Antrag auf Einleitung des Volksbe-
gehrens dem Verfassungsgerichtshof zur Entscheidung vorzulegen, da das Volks-
begehren gegen höherrangiges Recht verstoße. 

Am 22.2.2012 hat die Senatsverwaltung für Inneres und Sport den Antrag 
auf Einleitung des Volksbegehrens dem Verfassungsgerichtshof zur Entscheidung 
vorgelegt. Sie hat ihre Vorlage damit begründet, dass das Volksbegehren zwar die 
formalen Anforderungen des Abstimmungsgesetzes (§§ 10, 13 bis 16 AbstG) er-
fülle, nicht aber die materiellen Zulässigkeitsanforderungen.  

Dem Land Berlin fehle es zwar nicht grundsätzlich, aber zum Teil an der er-
forderlichen Gesetzgebungskompetenz für das vorgeschlagene Gesetz, und zwar 
weil und soweit die vorgesehenen Rechtswirkungen über das Land Berlin hinaus-
gingen. Die Offenlegungspflicht in § 1 Gesetzentwurf sei unzulässig, soweit sie im 
Hinblick auf geltende Verträge mit der S-Bahn Berlin GmbH auch Wirkung ge-
genüber dem Land Brandenburg als dem gemeinsamen Vertragspartner entfalte. 
Anders als beispielsweise das Berliner Informationsfreiheitsgesetz (§ 10 Abs. 3 
Nr. 2) enthalte § 1 Gesetzentwurf keinen Zustimmungsvorbehalt. 

Die Offenlegungspflicht in § 1 Gesetzentwurf verstoße zugleich gegen 
Grundrechte und widerspreche damit auch den Anforderungen des § 12 Abs. 2 
AbstG. Danach seien Volksbegehren, die dem Grundgesetz, sonstigem Bundes-
recht oder der Verfassung von Berlin widersprächen, unzulässig. Hinsichtlich des 
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derzeitigen Vertragspartners S-Bahn Berlin GmbH verletze eine uneingeschränkte 
Pflicht zur Offenlegung deren rechtsstaatliche Verfahrensgrundrechte, insbeson-
dere den Anspruch auf rechtliches Gehör und auf ein faires Verfahren. Etwaige 
künftige private Verkehrsunternehmen würden zudem in ihren durch die Verfas-
sung geschützten Rechten auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 33 VvB), 
auf Eigentum am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb (Art. 23 Abs. 1 
VvB), auf Berufsfreiheit (Art. 17 VvB) und auf Vertragsfreiheit als Element der 
allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 7 VvB) unverhältnismäßig betroffen. Denn 
anders als das jüngst in Kraft getretene Hamburgische Transparenzgesetz lasse § 1 
Gesetzentwurf keinen Raum für eine Beschränkung der Veröffentlichungspflicht 
insbesondere zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. Auch in der 
Begründung des Gesetzentwurfs sei eine Abwägung nicht vorgenommen worden.  

Das Volksbegehren sei ferner unzulässig, weil mehrere der in § 2 Gesetzent-
wurf enthaltenen Regelungen auf ein unerfüllbares Verwaltungshandeln gerichtet 
seien und insoweit gegen das Rechtsstaatsprinzip verstießen. Der Gesetzesbefehl 
in § 2 S. 1 Gesetzentwurf („In jedem neuen Verkehrsvertrag für den S-Bahnver-
kehr ist sicherzustellen, dass …“) sei zwingend und nach Satz 2 auch auf beste-
hende Verträge anzuwenden. Diese Anforderungen könne das Land Berlin für 
den geltenden S-Bahn Verkehrsvertrag nicht gewährleisten. Änderungen bedürf-
ten nämlich der Zustimmung sämtlicher Vertragspartner, also auch der S-Bahn 
Berlin GmbH und des Landes Brandenburg. Auch bei künftigen Verkehrsverträ-
gen sei allein maßgeblich, dass das Land Berlin den Gesetzesbefehl nicht autonom 
umsetzen könne. Darüber hinaus gebe es tatsächliche Umstände, welche die Um-
setzbarkeit einzelner Anforderungen des § 2 Gesetzentwurf ausschlössen: Auf-
grund der geltenden eisenbahnrechtlichen Regelungen für Serviceleistungen auf 
Bahnhöfen könne das Land Berlin auch nicht durch den Abschluss eines künfti-
gen Verkehrsvertrages sicherstellen, dass der in Satz 1 Nr. 1 und 2 verlangte Ein-
satz von Aufsichts- und Schalterpersonal als sog. personenbediente Serviceleis-
tungen in vollem Umfang umgesetzt werde. Die von Satz 1 Nr. 3 und 4 gefor-
derten Wagen- und Sitzplatzkapazitäten könnten tatsächlich nicht vor dem Aus-
laufen des laufenden Verkehrsvertrages Ende des Jahres 2017 bereitgestellt wer-
den. Die Erfüllung dieser in zwei Jahren umzusetzenden Forderung würde die 
Beschaffung neuer Fahrzeuge bedeuten. Dafür benötige man aber schätzungs-
weise acht Jahre. Die in Satz 1 Nr. 6 geforderte Vereinbarung einer Maluszahlung 
für Ausfälle von Aufzügen und Fahrtreppen lasse sich jedenfalls für den laufen-
den Verkehrsvertrag vom Land Berlin schon aufgrund der Vertragsautonomie 
nicht umsetzen.  

Schließlich sei es nicht geboten gewesen, dem Träger gem. § 17 Abs. 3 
AbstG eine angemessene Frist zur Behebung der materiellen Zulässigkeitsmängel 
zu setzen. Der Träger habe trotz der im Beratungsgespräch im Juni 2011 geäu-
ßerten Bedenken und entgegen der unterbreiteten Änderungsvorschläge an dem 
Entwurf weitgehend festgehalten. Selbst nach der Entscheidung des Senats über 
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seinen Standpunkt habe der Träger nicht zum Ausdruck gebracht, er wünsche 
nunmehr eine Änderung des Wortlauts des Volksbegehrens. Im Falle einer fehler-
haften Anwendung des § 17 Abs. 3 AbstG durch die Senatsverwaltung müsse der 
Verfassungsgerichtshof gegebenenfalls die Möglichkeit der Mängelbeseitigung 
während des Vorlageverfahrens einräumen. 

Der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens werde vollständig zur Ent-
scheidung über dessen Zulässigkeit vorgelegt, da die wesentlichen Regelungen 
überwiegend gegen höherrangiges Recht verstießen und den restlichen Regelun-
gen keine eigenständige Bedeutung zukomme. Entgegen der Auffassung des Trä-
gers des Volksbegehrens seien die für teilunwirksame Gesetze entwickelten 
Grundsätze nicht ohne Weiteres übertragbar. Das Abstimmungsgesetz lasse eine 
Änderung des Wortlauts eines Volksbegehrens nur zu, soweit dies ohne Änderung 
des Gegenstands möglich sei. Dies setze voraus, dass Änderungen noch als von 
dem Willen der Unterzeichnenden gedeckt angesehen werden könnten. Nach 
diesem restriktiven Maßstab wäre eine beschränkte Teilvorlage hier nicht möglich 
gewesen. Die verfassungsrechtlichen Bedenken beträfen die wesentlichen Ziele 
des Gesetzentwurfs. 

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport hat auf die vom Verfassungsge-
richtshof mit Schreiben vom 12. Dezember 2012 gestellten Fragen ergänzend wie 
folgt vorgetragen: 

Die 2010 eingefügten einfachgesetzlichen Regelungen über eine umfassende 
materiell-rechtliche Vorabprüfung und eine Vorlage von Volksbegehren seien von 
der Regelungsbefugnis des Art. 63 Abs. 4 VvB erfasst. Der Verfassungsgerichts-
hof habe in seinem Urteil zum Volksbegehren des Berliner Wassertischs vom 
6.10.2009 keine Zweifel daran gelassen, dass er die einfachgesetzliche Einführung 
einer umfassenden materiell-rechtlichen Vorabkontrolle als zulässig ansehe. Der 
Umfang der Prüfung des Verfassungsgerichtshofes im Vorlageverfahren sei in 
§ 55 Abs. 2 S. 1 VerfGHG geregelt. Mit dieser Vorschrift habe der Gesetzgeber 
nach der Gesetzesbegründung ein umfassendes Prüfungs- und Entscheidungs-
recht des Verfassungsgerichtshofes sicherstellen wollen.  

Der Gesetzentwurf genüge dem Begründungserfordernis des § 14 S. 2 
AbstG. Nach dessen Zweck reiche es aus, wenn – wie hier – der Kern des Volks-
begehrens für die Bürgerinnen und Bürger erkennbar sei. Eine „verfassungskon-
forme Auslegung“ eines Volksgesetzentwurfs sei in der Regel unzulässig. Aller-
dings könne der Verfassungsgerichtshof in Fällen, in denen eine geltungserhal-
tende Reduktion nicht in Betracht komme, in entsprechender Anwendung des 
§ 17 Abs. 3 S. 1 AbstG dem Träger des Volksbegehrens die Gelegenheit geben, 
Änderungen vorzunehmen, die den Kern des Volksbegehrens unberührt ließen. 
Die Regelung in § 1 Gesetzentwurf verstoße auch gegen den Grundsatz bundes-
freundlichen Verhaltens. Dem Land Brandenburg werde jedes Mitentscheidungs-
recht über eine Veröffentlichung der künftig zu schließenden Verkehrsverträge 
genommen.  
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In der mündlichen Verhandlung über die Vorlage hat die Senatsverwaltung 
ferner unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs die Auffassung vertreten, das Volksbegehren genüge nicht dem Be-
gründungserfordernis des § 14 S. 2 AbstG. Der Träger führe die Abstimmungsbe-
rechtigten in die Irre, wenn er glauben mache, das Gesetz könne die Missstände 
beheben und innerhalb von zwei Jahren werde in Berlin ein zuverlässiger S-Bahn-
verkehr erreicht. Außerdem fehle dem Land Berlin die Gesetzgebungsbefugnis für 
§ 2 Gesetzentwurf, soweit hiervon die Infrastruktur in den Bahnhöfen betroffen 
sei. Hierfür bestehe eine ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes.  

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport beantragt,  

festzustellen, dass der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens des Trägers 
„Berliner S-Bahn-Tisch“ über die Verbesserung des S-Bahn-Verkehrs unzulässig 
ist. 

Die Vertrauenspersonen beantragen für den Träger,  

festzustellen, dass die gesetzlichen Anforderungen für die Einleitung des Volksbe-
gehrens erfüllt sind, 

hilfsweise, 

die Senatsverwaltung zu verpflichten, dem Träger gemäß § 17 Abs. 3 AbstG eine 
angemessene Frist zur Behebung möglicher Zulässigkeitsmängel aufzugeben.  

Ihrer Auffassung nach sind die gesetzlichen Anforderungen für das Volksbe-
gehren erfüllt. Sollte der Verfassungsgerichtshof dieser Auffassung nicht folgen, 
sei die Senatsverwaltung für Inneres und Sport zu verpflichten, ihnen eine ange-
messene Frist zur Behebung der Zulässigkeitsmängel zu setzen. Die Regelung 
über zusätzliche materielle Zulässigkeitsvoraussetzungen in § 12 Abs. 2 AbstG sei 
nicht mehr von Art. 63 Abs. 4 VvB gedeckt und dürfe nicht angewendet werden. 
Insoweit habe der Verfassungsgerichtshof im Vorlageverfahren nur eine einge-
schränkte Prüfungsbefugnis. Darüber hinaus hätten die im Urteil des Verfas-
sungsgerichtshofes vom 6.10.2009 aufgestellten Maßstäbe zu gelten. Danach sei 
bei § 2 Gesetzentwurf weiterhin lediglich eine grobe Missbrauchskontrolle gebo-
ten. Der Gesetzentwurf genüge den Begründungsanforderungen nach dem Ab-
stimmungsgesetz. Er sei klar verständlich und nicht irreführend. Im Übrigen wäre 
gegebenenfalls eine Mängelbeseitigung über § 17 Abs. 3 S. 1 AbstG möglich. Das 
Land Berlin besitze für die vorgesehenen Regelungen die Gesetzgebungskompe-
tenz. Bei der Veröffentlichungspflicht in § 1 Gesetzentwurf folge die Gesetzge-
bungskompetenz aus der Organisationsgewalt des Landes Berlin wie z.B. auch für 
das Berliner Informationsfreiheitsgesetz. Bei § 2 und § 3 Gesetzentwurf handele 
es sich um vergaberechtliche Regelungen, wenn man unterstelle, dass das Land 
Berlin den S-Bahn-Verkehr weiterhin nicht selbst betreibe. Hierfür stehe ihm die 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zu. Die angestrebten Regelungen be-
wegten sich im Rahmen der im Bundesgesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
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(§ 97 Abs. 4 S. 3 HS. 2 GWB) enthaltenen Öffnungsklausel für die Länder. Der 
Landesgesetzgeber verstoße mit dem vorgeschlagenen Gesetzentwurf auch nicht 
gegen seine verfassungsrechtliche Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten. Ins-
besondere die aus dem Streckennetz resultierende Beteiligung des Landes Bran-
denburg am Verkehrsvertrag führe nicht zu einer solchen Verletzung. Ein Zu-
stimmungsvorbehalt wie im Berliner Informationsfreiheitsgesetz sei verfassungs-
rechtlich nicht geboten. Im Übrigen könne sich das Land Brandenburg auf die 
Rechtslage in Berlin einstellen, denn es gehe nach der zwischenzeitlich erfolgten 
Veröffentlichung der laufenden Verträge im Internet nur noch um zukünftige 
Vereinbarungen. Entsprechendes gelte für etwaige künftige private Vertragspart-
ner, falls der Gesetzentwurf in Kraft trete. Insoweit liege auch allenfalls ein ge-
ringfügiger mittelbarer Eingriff in wirtschaftliche Grundrechte vor, der verfas-
sungsrechtlich offensichtlich gerechtfertigt sei. Es bestehe daher auch kein Ver-
trauensschutz. Eine Abwägungsklausel zum Schutz von Betriebs- und Geschäfts-
geheimnissen wie im Hamburgischen Transparenzgesetz sei verfassungsrechtlich 
nicht zwingend. Im Übrigen sehe auch der Senat im Rahmen der anstehenden 
Teilausschreibung die Veröffentlichung des (neuen) Verkehrsvertrags vor.  

Was § 2 Gesetzentwurf betreffe, sei zwar richtig, dass mit Ausnahme der Re-
gelung in Satz 1 Ziffer 2 grundsätzlich das gesamte Streckennetz, auch soweit es 
in das Land Brandenburg hineinreiche, betroffen sei. Die Regelungen seien aber 
mit redaktionellen Änderungen auf das Hoheitsgebiet des Landes Berlin (Tarifbe-
reich AB) beschränkbar. Die Anforderungen in § 2 Gesetzentwurf verstießen 
auch nicht gegen das Rechtsstaatsprinzip. Keiner der Handlungsaufträge sei auf 
ein unerfüllbares Verwaltungshandeln gerichtet. Die Infrastrukturnutzungsbedin-
gungen Personenbahnhöfe – INBP – schlössen die Sicherstellung der in Satz 1 
Nr. 1 und 2 geforderten Serviceleistungen nicht aus. Letzte – von der Senatsver-
waltung hierzu aufgeworfene – wettbewerbsrechtliche Zweifel begründeten keine 
Unmöglichkeit. Unstreitig könnten die in Satz 1 Nr. 3 geforderten Wagen- und 
Sitzplatzkapazitäten in künftigen Verkehrsverträgen umgesetzt werden. Sollte der 
Senat bei seinem Konzept einer Teilausschreibung von drei separaten Strecken-
netzen bleiben, müsse die zahlenmäßige Vorgabe für jede Teilstrecke einzeln fest-
gelegt werden. Aber auch für den aktuellen Verkehrsvertrag sei nicht nachvoll-
ziehbar, weshalb es nicht möglich sein solle, die im Gesetzentwurf geforderten 
Wagen- und Sitzplatzkapazitäten innerhalb von zwei Jahren sicherzustellen. § 2 
Gesetzentwurf genüge auch dem Bestimmtheitsgrundsatz. Selbst wenn man einige 
Regelungen für überarbeitungsbedürftig hielte, folge hieraus wegen der durch § 17 
Abs. 3 AbstG eingeräumten Möglichkeit zur Mängelbeseitigung nicht schon die 
Unwirksamkeit aller Regelungen. Der in § 17 Abs. 3 AbstG verwendete Begriff 
„ohne Änderung des Gegenstandes“ des Volksbegehrens mache eine wertende 
Betrachtung des Gesamtentwurfs notwendig. Die Regelungen in § 1, 2 und 3 Ge-
setzentwurf hätten auch nach dem klar bekundeten Willen des Trägers des Volks-
begehrens jeweils vergleichbares Gewicht. Im Falle einer Unvereinbarkeit eines 
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dieser drei Regelungskomplexe dürfte § 17 Abs. 3 AbstG daher nicht anwendbar 
sein. Dagegen dürften Detailänderungen – wie z. B. die thematisierte Eingrenzung 
auf den Tarifbereich AB bei § 2 S. 1 Nr. 1 Gesetzentwurf oder eine Klarstellung 
im Hinblick auf die Wagenkapazitäten in Nr. 3 – über § 17 Abs. 3 AbstG zu be-
heben sein. Gleiches gelte wohl für die Frage, ab wann die Regelungen in Kraft 
treten beziehungsweise ab wann sie umgesetzt werden könnten. Gegebenenfalls 
könnte § 2 S. 2 Gesetzentwurf ganz gestrichen werden. Entscheidend sei nach der 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes, dass die zur Unterstützung des 
Begehrens geleisteten Unterschriften durch eine entsprechende Ergänzung nicht 
„ihre Aussagekraft verlieren“. Außerdem habe die Prüfung, ob eine Mängelbesei-
tigung nach § 17 Abs. 3 AbstG in Betracht komme, bei einem im Vorfeld bereits 
durchgeführten Beratungsgespräch erst nach erfolgter Unterschriftensammlung 
auf der Grundlage des aktuellen Gesetzentwurfs zu erfolgen. Der Senat habe 
nicht deutlich gemacht, ob er die Aufforderung zu einer Mängelbehebung über-
haupt in Betracht gezogen habe. Gegebenenfalls sei der Prüfung der Zulässigkeit 
eines Volksbegehrens die über § 17 Abs. 3 AbstG korrigierbare Textfassung 
zugrunde zu legen, wenn der Träger verbindlich seine Bereitschaft erkläre, vom 
Verfassungsgerichtshof beanstandete Gesichtspunkte anzupassen. Im Übrigen 
seien die vom Bundesverfassungsgericht für teilunwirksame Gesetze entwickelten 
Grundsätze auf ein teilunzulässiges Volksbegehren übertragbar. 
 

II. 

1. Die Vorlage der Senatsverwaltung für Inneres und Sport ist zulässig.  
Die für das im Jahr 2010 eingeführte Vorlageverfahren gem. § 55 Abs. 1 

VerfGHG und § 17 Abs. 6 des Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und 
Volksentscheid (Abstimmungsgesetz – AbstG –) vom 17.6.1997 (GVBl. S. 304, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8.7.2010, GVBl. S. 359) geltenden Verfah-
rensvoraussetzungen sind erfüllt. Nach § 17 Abs. 6 AbstG hat die für Inneres 
zuständige Senatsverwaltung den Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens 
dem Verfassungsgerichtshof zur Entscheidung vorzulegen, wenn das Volksbegeh-
ren den Anforderungen des § 10 oder der §§ 13 bis 16, jedoch nicht den Anforde-
rungen der §§ 11 oder 12 AbstG entspricht (Satz 1). Die Vorlage ist zu begründen 
(Satz 2). Sie ist innerhalb von 15 Tagen nach der Entscheidung des Senats über 
seinen Standpunkt einzureichen (Satz 3). Dem entspricht die Vorlage der zustän-
digen Senatsverwaltung für Inneres und Sport, insbesondere ist sie fristgerecht 
und mit der erforderlichen Begründung beim Verfassungsgerichtshof eingereicht 
worden.  

2. Auf die Vorlage ist auszusprechen, dass der Antrag auf Einleitung des 
Volksbegehrens über die Verbesserung des S-Bahn-Verkehrs unzulässig ist, weil 
die gesetzlichen Anforderungen für die Einleitung nicht erfüllt sind (§ 55 Abs. 2 
S. 1 VerfGHG). 
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Dabei kann offen bleiben, in welchem Umfang der Verfassungsgerichtshof 
im Vorlageverfahren zur Nachprüfung befugt und verpflichtet ist (2.1). Der An-
trag auf Einleitung des Volksbegehrens erfüllt nicht die im Vorlageverfahren zu 
prüfenden materiellen Zulässigkeitsvoraussetzungen nach Art. 62 VvB, § 17 
Abs. 6 S. 1 iVm § 11 und § 12 AbstG (2.2). Die vorgesehenen Regelungen in § 1 
Gesetzentwurf sowie zumindest teilweise in § 2 Gesetzentwurf wären mit höher-
rangigem Bundesrecht nicht vereinbar, da sie jedenfalls gegen den Grundsatz des 
bundes- und länderfreundlichen Verhaltens verstoßen würden und nicht in einer 
die verfassungsrechtlichen Anforderungen wahrenden Weise verstanden werden 
können (2.3). Dies führt zur Unzulässigkeit des Volksbegehrens im Ganzen (2.4).  

2.1 Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport hat dem Verfassungsge-
richtshof den mit dem Volksbegehren unterbreiteten Gesetzentwurf vollständig 
und nicht nur teilweise (vgl. dazu § 18 Abs. 1 S. 4 AbstG) vorgelegt. Ob auch bei 
vollständiger Vorlage nur eine auf die mit ihr geltend gemachten Zulässigkeitsbe-
denken beschränkte Überprüfungs- und Entscheidungskompetenz des Verfas-
sungsgerichtshofes besteht, ist dem Wortlaut der Verfahrensregelung in § 55 
Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 VerfGHG nicht zu entnehmen (vgl. allgemein für eine 
unbeschränkte Prüfung im Vorlageverfahren: BayVerfGHE 53, 23 <29>, 42 
<60>; a.A. BayVerfGHE 29, 244 <251>; 31, 77 <89>, 47, 276 <293>; 
BremStGH, LVerfGE 6, 123 <144>; ThürVerfGH, LVerfGE 12, 405 <423>; 
ebenso SaarlVerfGH, NVwZ 1988, 245 f zum Verfahren der Anfechtung der 
Entscheidung der Landesregierung über die Unzulässigkeit eines Volksbegehrens). 
Die vorlegende Senatsverwaltung für Inneres und Sport hat hierzu unter Berufung 
auf die Gesetzesbegründung die Ansicht vertreten, der Verfassungsgerichtshof sei 
im Vorlageverfahren nicht nur zur Überprüfung der inhaltlichen oder materiellen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen des Volksbegehrens (vgl. § 17 Abs. 6 S. 1 iVm § 11 
und § 12 AbstG) berufen, sondern darüber hinaus zur umfassenden Kontrolle 
auch in Bezug auf die von ihr vorab als erfüllt beurteilten formellen Zulässigkeits-
voraussetzungen (vgl. § 17 Abs. 6 S. 1 iVm § 10 und §§ 13 bis 16 AbstG) berech-
tigt und verpflichtet. Ob dies zutrifft, bedarf hier keiner abschließenden Prüfung 
und Entscheidung. Denn der Gesetzentwurf des Volksbegehrens zur Verbesse-
rung des S-Bahn-Verkehrs erfüllt auch nicht die mit der Vorlage beanstandeten 
materiellen Zulässigkeitsbedingungen im Hinblick auf die Gesetzgebungskompe-
tenz des Landes Berlin (siehe dazu sogleich 2.3).  

Deshalb kommt es letztlich nicht darauf an, ob – wie die beteiligte Senats-
verwaltung erstmals in der mündlichen Verhandlung gerügt hat – die Begründung 
des Gesetzentwurfs irreführend und der Antrag auf Einleitung des Volksbegeh-
rens auch schon deshalb mangels einer ordnungsgemäßen Begründung nach § 14 
S. 2 AbstG (formell) unzulässig ist. Der Verfassungsgerichtshof bemerkt hierzu, 
dass eine die Unterstützer der Einleitung des Volksbegehrens (und im Erfolgsfalle 
alle Abstimmungsberechtigten) irreführende oder offenkundig unwahre Angaben 
enthaltende Begründung zu abstimmungsrelevanten Tatsachen dem formellen 
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Begründungserfordernis des § 14 S. 2 AbstG nicht gerecht werden. Der Bürger 
muss auf allen Stufen eines Volksgesetzgebungsverfahrens aus dem Gesetzent-
wurf und dessen Begründung die Abstimmungsfrage sowie deren Bedeutung und 
Tragweite nachvollziehen können (vgl. näher BayVerfGHE 53, 81 <105> und 
jetzt auch ThürVerfG, Urt. v. 10.4.2013 – VerfGH 22/11 –, juris Rn. 46 ff). Dem 
dürfte es nicht entsprechen, dass die Begründung des vorgelegten Gesetzentwurfs 
weder mitteilt, dass über ein Viertel des Streckennetzes der S-Bahn im Land 
Brandenburg belegen ist, noch auf den gemeinsamen Verkehrsvertrag und auf den 
Verkehrsverbund mit Brandenburg eingeht. Ebenso könnte es, worauf die betei-
ligte Senatsverwaltung hingewiesen hat und wie in der mündlichen Verhandlung 
erörtert wurde, problematisch sein, dass der Sprecher des Trägers öffentliche 
Stellungnahmen abgegeben hat, die der Begründung des Gesetzentwurfs so nicht 
entsprechen. Vielmehr sollen danach die vorgesehenen gesetzlichen Regelungen 
auch oder sogar in erster Linie der Verhinderung einer (weiteren) Privatisierung 
der S-Bahn dadurch dienen, dass für private Eisenbahnunternehmen nicht oder 
kaum erfüllbare Bedingungen gestellt werden. 

2.2 Gegen die Wiedereinführung einer Vorabprüfung insbesondere von 
Volksgesetzentwürfen auf Verstöße gegen höherrangiges Recht in § 12 Abs. 2 
AbstG (idF des Gesetzes v. 8.7.2010, GVBl. S. 359) bestehen keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken. Sie ist von der Regelungsermächtigung des Art. 63 Abs. 4 
VvB gedeckt (a). Die Überprüfung darf auch am Maßstab höherrangigen Bundes-
rechts erfolgen (b). 

a) Der Gesetzgeber durfte durch einfaches Gesetz eine Vorprüfung von 
Volksbegehren am Maßstab des Grundgesetzes, sonstigen Bundesrechts und der 
Verfassung von Berlin vorschreiben. Zwar ist eine solche Prüfung nicht durch 
Verfassungsrecht gefordert (VerfGH, LVerfGE 20, 23 <39 ff>). Denn den Berli-
ner Verfassungsbestimmungen zur Volksgesetzgebung lassen sich keine Vorgaben 
für eine Vorabkontrolle entnehmen, die über die in Art. 62 VvB aufgelisteten 
materiellen Merkmale (Gesetzgebungskompetenz nach Abs. 1 und Bereichsaus-
nahmen nach Abs. 2) hinausgehen. Daraus lässt sich aber nicht folgern, dass von 
Verfassungs wegen eine solche Vorabkontrolle ausgeschlossen ist, da die Verfas-
sung nur die wesentlichen Leitlinien zu Gegenstand und Ablauf des Volksbegeh-
rens vorgibt, „das Nähere“ dagegen gem. Art. 63 Abs. 4 VvB einfachgesetzlicher 
Regelung überantwortet (VerfGH, aaO, S. 39). Eine umfassende Vorabkontrolle 
am Maßstab des höherrangigen Rechts kann insbesondere dadurch gerechtfertigt 
sein, dass Belastungsproben für die Verfassungsordnung vermieden werden sol-
len, die bei verfassungsgerichtlicher Kassation eines durch Volksentscheid erlas-
senen Gesetzes entstehen und die Akzeptanz und Autorität richterlicher Ent-
scheidungen gefährden könnten. Sie lässt sich auch damit begründen, dass es 
kaum sinnvoll erscheint, den erheblichen organisatorischen und finanziellen Auf-
wand eines Volksbegehrens oder gar Volksentscheids zu betreiben, um dann erst 
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nachträglich die etwaige Nichtigkeit des so zustande gekommenen Gesetzes ver-
fassungsgerichtlich feststellen zu können (VerfGH, aaO, S. 42 unter Hinweis auf 
die Begründung des Gesetzentwurfs zum Abstimmungsgesetz v. 11.6.1996, 
Abghs-Drs. 13/709, S. 6), zumal dem einfachen Gesetzgeber ein weiter Einschät-
zungs- und Prognosespielraum zusteht (VerfGH, aaO, S. 42; Beschl. v. 1.11.2004 
– VerfGH 120/03 – LKV 2005, 212; BVerfG, Beschl. v. 22.4.2009 – 1 BvR 
121/08 –, juris Rn. 41; BVerfGE 104, 337 <347 f>). Danach durfte der Berliner 
Gesetzgeber eine umfassende materielle Kontrolle von Volksbegehren am Maß-
stab des höherrangigen Rechts (wieder) einführen, ohne zuvor Art. 62 VvB unter 
Einhaltung der Vorgaben des Art. 100 VvB zu ändern. 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin war auch nicht durch die Änderungen 
von Art. 62 und Art. 63 VvB im Jahr 2006 daran gehindert, die erst später durch 
das Gesetz zur Anpassung abstimmungsrechtlicher Vorschriften und begleitender 
Regelungen (Anpassungsgesetz – AnpassG –) vom 20.2.2008 (GVBl. S. 22) abge-
schaffte Vorabprüfung durch einfachgesetzliche Regelung (wieder) einzuführen. 
Schon aus dem zeitlichen Ablauf ergibt sich, dass der Verfassungsgesetzgeber mit 
seinen Änderungen im Jahr 2006 insoweit – auch vor dem Hintergrund der allge-
mein beabsichtigten Erweiterung und Erleichterung von Plebisziten – keine neue 
Rechtslage schaffen wollte. Die über die Bereichsausnahmen im Verfassungstext 
hinausgehenden materiellen Zulässigkeitsanforderungen im Abstimmungsgesetz, 
wie sie § 17 Abs. 4 S. 3 Nr. 2 AbstG in der ursprünglichen Fassung des Gesetzes 
vom 11.6.1997 (GVBl. S. 304) enthielt, sollten nicht ausgeschlossen werden. Es 
bestehen daher keine Bedenken dagegen, dass der einfache Gesetzgeber auf der 
Grundlage der unverändert gebliebenen Ermächtigung, das Nähere zu regeln, mit 
der Einfügung des § 12 Abs. 2 AbstG die Rechtslage wiederhergestellt hat, die 
bereits im Zeitpunkt der Verfassungsreform bestand. 

b) Der Landesgesetzgeber durfte die Zulässigkeit von Volksbegehren davon 
abhängig machen, dass sie nicht gegen höherrangiges Bundesrecht und Bundes-
verfassungsrecht verstoßen, und die Kontrolle dem Verfassungsgerichtshof im 
Vorlage- und Einspruchsverfahren nach § 55 VerfGHG übertragen. 

Zwar sind die Normen der Landesverfassung vorrangiger Prüfungsmaßstab 
und alleiniger Entscheidungsmaßstab für den Verfassungsgerichtshof als Landes-
verfassungsgericht (vgl. BVerfGE 103, 332 <350 f>). Allerdings kann die Lan-
desverfassung eine eigenständige Anordnung dahingehend enthalten, dass die 
Landesstaatsgewalt die Verbandskompetenzordnung der Bundesverfassung zu 
beachten hat (BVerfGE 60, 175 <205>; 103, 332 <350>). Eine solche Anord-
nung enthält die Berliner Verfassung in Art. 62 Abs. 1 VvB für Volksbegehren. 
Danach können Volksbegehren nur auf den Erlass von Gesetzen gerichtet sein, 
für die das Land Berlin die Gesetzgebungskompetenz hat. Die nähere Bestim-
mung der dem Landesgesetzgeber zustehenden Gesetzgebungsbefugnisse setzt 
somit die Beachtung der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung voraus; sie bil-
det die Grenze der Gesetzgebungsbefugnis der Landesstaatsgewalt (vgl. für die 
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Hessische Verfassung BVerfGE 60, 175 <205>). Da zudem der Verfassungsge-
richtshof gem. § 55 Abs. 2 S. 1 VerfGHG die Zulässigkeit eines Volksbegehrens 
aufgrund der Vorlage nur feststellen darf, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
für den Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens erfüllt sind, ist er grundsätz-
lich nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, bei der Prüfung der Zulässig-
keit eines Antrags auf Einleitung eines Volksbegehrens die Bestimmungen des 
Grundgesetzes über die Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen auf den Bund 
und die Länder einschließlich des Grundsatzes der Bundestreue heranzuziehen.   

Der Verfassungsgerichtshof ist befugt, inzident die Vereinbarkeit von Lan-
desrecht mit dem in Bezug genommenen Bundesrecht zu prüfen. Maßstab für 
seine Entscheidung ist und bleibt auch dabei allein die Verfassung von Berlin 
(Art. 84 Abs. 2 VvB). Die Entscheidungskompetenz des Bundesverfassungsge-
richts wird hierdurch nicht berührt. Art. 100 Abs. 3 GG setzt voraus, dass die 
Auslegung des Grundgesetzes Gegenstand der Rechtsfindung des Verfassungsge-
richts eines Landes sein und insbesondere bei Verfassungsstreitigkeiten innerhalb 
eines Landes eine Rolle spielen kann (BVerfGE 103, 332 <355>). Art. 100 Abs. 1 
GG ist nicht betroffen, soweit Entscheidungsmaßstab Art. 62 VvB ist, zu dessen 
Auslegung und Anwendung lediglich mittelbar auf die Kompetenzbestimmungen 
des Grundgesetzes zurückgegriffen wird (vgl. auch VerfG BB, Urt. v. 20.3.2003 – 
54/01 –, juris Rn. 57). Gegenstand einer Vorlage nach Art. 100 Abs. 1 GG könn-
ten außerdem nur Landesgesetze, nicht aber Normentwürfe im Volksgesetzge-
bungsverfahren sein (vgl. HessStGH, NJW 1982, 1141 <1142>; BayVerfGHE 43, 
35 <56>; Bethge in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, Stand: 
Juli 2007, § 85 Rn. 32; a.A. Schmidt NVwZ 1982, 182). 

2.3 Das Land Berlin würde mit den Regelungen in § 1 Gesetzentwurf sowie 
zumindest teilweise auch mit § 2 Gesetzentwurf gegen die bundesstaatliche Kom-
petenzordnung verstoßen.  

Das Grundgesetz enthält keine ausdrückliche Regelung zur Gesetzgebungs-
kompetenz für den Schienenpersonennahverkehr. Nach Art. 73 Abs. 1 Nr. 6a GG 
hat der Bund die ausschließliche Gesetzgebung über „den Verkehr von Eisenbah-
nen, die ganz oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes stehen (Eisenbahnen 
des Bundes), den Bau, die Unterhaltung und das Betreiben von Schienenwegen 
der Eisenbahnen des Bundes sowie die Erhebung von Entgelten für die Benut-
zung dieser Schienenwege“. Hiervon ist auch das Schienennetz der S-Bahn betrof-
fen, das – auch soweit zum Vermögen der früheren Reichsbahn gehörend – auf 
der Grundlage des Einigungsvertrags (vgl. Art. 26 Einigungsvertrag v. 31.8.1990, 
BGBl. 1990 II S. 889) letztlich auf den Bund übergegangen ist (vgl. auch 
BVerwGE 110, 180). Außerdem wird die S-Bahn nach dem bis 2017 laufenden 
Verkehrsvertrag von der zum bundeseigenen Konzern der Deutschen Bahn AG 
gehörenden S-Bahn Berlin GmbH betrieben. Daneben besteht aber seit 1996 eine 
umfassende Verantwortung der Länder für den Schienenpersonennahverkehr. 
Insoweit bedarf es keiner abschließenden Klärung der Abgrenzung der Gesetzge-
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bungszuständigkeiten im Einzelnen, wie sie sich unter Berücksichtigung der durch 
Art. I des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 20.12.1993 (BGBl. I 
S. 2089) neu eingefügten Vorschriften der Art. 87e Abs. 1 S. 2, Art. 106a und 
Art. 143a Abs. 3 GG sowie nach Erlass des Bundesgesetzes zur Regionalisierung 
des öffentlichen Personennahverkehrs vom 27.12.1993 (BGBl. I S. 2378, 2395) 
und neben den bestehenden unionsrechtlichen Regelungen (vgl. Verordnung 
(EG) 1370/2007) darstellt (vgl. Möstl in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Art. 87e, 
Rn. 15, 136 ff). Es kann auch dahinstehen, ob und inwieweit die Regelungen in 
§ 1 und vor allem in § 2 Gesetzentwurf zumindest teilweise unter die ausschließli-
che Gesetzgebungskompetenz des Bundes gem. Art. 73 Abs. 1 Nr. 6a GG fallen, 
namentlich soweit sie inhaltliche Vorgaben für Verkehrsverträge hinsichtlich der 
sächlichen und personellen Ausstattung der Bahnhöfe und damit der Infrastruktur 
enthalten. Auch wenn man für § 1 und § 2 Gesetzentwurf insgesamt an sich eine 
Landeskompetenz aus Art. 70 und Art. 84 Abs. 1 S. 1 GG bejahen könnte, würde 
das Land Berlin mit dem Erlass der beabsichtigten Regelungen zum einen schon 
die der Befugnis zur Landesgesetzgebung immanente Beschränkung auf eigene 
Angelegenheiten des Landes, zum anderen jedenfalls die Pflicht zu bundes- und 
länderfreundlichem Verhalten in ihrer Bedeutung als Kompetenzausübungs-
schranke verletzen. 

a) Im Bundesstaat nach dem Grundgesetz wird das verfassungsrechtliche 
Verhältnis zwischen dem Gesamtstaat und seinen Gliedern sowie zwischen den 
Gliedern untereinander durch den ungeschriebenen Verfassungsgrundsatz der 
Bundestreue, d. h. der wechselseitigen Pflicht zu bundes- und länderfreundlichem 
Verhalten geprägt (BVerfGE 12, 205 <254>; 110, 33 <52>; zur Anwendbarkeit 
auf die Länder untereinander vgl. auch BVerfGK 5, 356 <359 f>). Nach diesem 
Grundsatz sind der Bund und die Länder gehalten, dem Wesen des staatsrechtli-
chen Bündnisses entsprechend zusammenzuwirken und zu seiner Festigung sowie 
zur Wahrung seiner und der wohlverstandenen Belange seiner Glieder beizutragen 
(vgl. BVerfGE 1, 299 <315>). Auf diese Weise hält er die Egoismen des Bundes 
und der Länder in Grenzen, soweit sie kraft der ihnen eingeräumten 
Kompetenzen die Freiheit und Möglichkeit hätten, „rücksichtslos“ ihre eigenen 
Vorstellungen zu verwirklichen und nur ihren eigenen Interessen zu folgen 
(BVerfGE 31, 314 <355>; 43, 291 <348>). Auch bei der Ausübung von Gesetz-
gebungsbefugnissen wird dem Bund und den Ländern durch den Grundsatz des 
bundes- und länderfreundlichen Verhaltens eine Rechtsschranke gezogen 
(VerfGH, LVerfGE 20, 23 <33 f> mwN). Er gebietet es, beim Gebrauch beste-
hender Kompetenzen die gebotene und zumutbare Rücksicht auf das Gesamtinte-
resse des Bundesstaates und auf die Belange der Länder zu nehmen (vgl. 
BVerfGE 32, 199 <218>; 43, 291 <348>), sofern die Auswirkungen einer gesetz-
lichen Regelung nicht auf den Raum eines Landes begrenzt bleiben (BVerfGE 4, 
114 <140>; speziell zur Zulässigkeit eines Volksbegehrens: VerfGH NRW, 
NVwZ 1982, 188 <189>). Auswirkungen einer an sich kompetenzgemäßen Re-
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gelung eines Landes auf die anderen Länder oder den Bund sind allerdings nur 
dann verfassungsrechtlich zu beanstanden, wenn darin ein offenbarer Missbrauch 
des Gesetzgebungsrechts zum Ausdruck kommt (BVerfGE 110, 33 <52> mwN; 
VerfGH, LVerfGE 20, 23 <33 f>). Die Feststellung der Verletzung der Pflicht zu 
bundesfreundlichem Verhalten setzt aber nicht den Nachweis einer „Treulosig-
keit“ oder der Böswilligkeit des Landes voraus, sie impliziert überhaupt keinen 
„Vorwurf“ (BVerfGE 8, 122 <140>).  

b) Nach § 1 Gesetzentwurf sind alle Verträge, Beschlüsse und Nebenabre-
den, die im Zusammenhang mit dem Abschluss des jeweils gültigen Verkehrsver-
trages zwischen dem Land Berlin und der S-Bahn Berlin geschlossen werden, in-
nerhalb von zehn Werktagen nach Unterzeichnung vorbehaltlos auf den Internet-
seiten des Landes Berlin offen zu legen (Satz 1). Bereits geschlossene Verträge 
sind ebenfalls innerhalb von zehn Werktagen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auf gleiche Weise zu veröffentlichen (Satz 2). Die damit vorgesehene einseitige 
und vorbehaltlose Veröffentlichungspflicht für das Land Berlin berührt die gleich-
artigen Kompetenzen des Landes Brandenburg, das seinerseits an dem bestehen-
den Verkehrsverbund beteiligt ist, und nimmt nicht die bundesstaatlich gebotene 
Rücksicht auf dieses. Insoweit würde die Regelung offensichtlich und unter ob-
jektiv missbräuchlicher Ausnutzung einer Befugnis zur Gesetzgebung für das 
Land Berlin gegen den Grundsatz des bundes- und länderfreundlichen Verhaltens 
zu Lasten des Landes Brandenburg verstoßen (aa und bb). Eine die verfassungs-
rechtliche Kompetenzordnung wahrende einschränkende Auslegung des § 1 Ge-
setzentwurf ist nicht möglich (cc).  

aa) Soweit das Land Berlin alle im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Volksge-
setzes bestehenden Abmachungen vollständig und vorbehaltlos sowie ohne Rück-
sicht auf etwaige eigene Rechte und Kompetenzen der Vertragspartner im Inter-
net zu veröffentlichen hat (§ 1 S. 2 Gesetzentwurf), wird zwar ausschließlich das 
Land Berlin verpflichtet. Die Vorschrift begründet – entgegen der ursprünglich 
vertretenen Auffassung der Senatsverwaltung für Inneres und Sport – auch weder 
ausdrücklich noch sinngemäß eine Duldungsverpflichtung für das Land Branden-
burg. Die Veröffentlichungspflicht betrifft aber Verträge, welche auch die Bedie-
nung der Strecken in der Region Berlin/Brandenburg betreffen und die das Land 
Brandenburg in Erfüllung eigener öffentlicher Aufgaben gemeinsam mit dem 
Land Berlin geschlossen hat. Über eine Offenlegung solcher Vereinbarungen darf 
das Land Berlin nicht einseitig verbindlich durch Landesgesetz, sondern nur in 
Abstimmung mit dem Land Brandenburg entscheiden.  

Das Land Berlin und das Land Brandenburg haben die derzeit geltenden S-
Bahn Verkehrsverträge in Ausübung der ihnen zustehenden Verwaltungskompe-
tenzen für den Schienenpersonennahverkehr abgeschlossen. Seit dem 1.1.1996 
tragen die Länder auch die Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung für den 
Schienenpersonennahverkehr der Eisenbahnen des Bundes; lediglich für das 
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Schienennetz liegt die Gewährleistungsverantwortung gem. Art. 87e Abs. 4 GG 
weiterhin beim Bund. Diese durch Art. 87e Abs. 1 S. 2 GG eröffnete und durch 
Art. 106a, 143a Abs. 3 GG abgesicherte Regionalisierung wurde durch das bereits 
erwähnte Bundesgesetz zur Regionalisierung des öffentlichen Personennahver-
kehrs (Regionalisierungsgesetz – RegG –) vom 27.12.1993 umgesetzt. Danach ist 
die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrs-
leistungen im öffentlichen Personennahverkehr eine Aufgabe der Daseinsvorsorge 
(§ 1 Abs. 1 RegG); die Stellen, die diese Aufgabe wahrnehmen, werden durch das 
Landesrecht bestimmt (§ 1 Abs. 2 RegG). Für die Vereinbarung oder Auferlegung 
gemeinwirtschaftlicher Leistungen, d.h. für den Abschluss von Verkehrsverträgen, 
im öffentlichen Personennahverkehr sind die nach Landesrecht bestimmten Stel-
len zuständig (§ 4 RegG, vgl. auch § 15 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz). In 
Berlin und in Brandenburg wird die Aufgabenträgerschaft für den schienenge-
bundenen Personennahverkehr vom jeweiligen Land übernommen (§ 3 Abs. 1 
S. 1 des Gesetzes über die Aufgaben und die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Personennahverkehrs im Land Berlin – ÖPNV-Gesetz –; § 3 Abs. 1 des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Brandenburg – ÖPNVG –). 
Dem Auftrag des Einigungsvertrages folgend und entsprechend den gesetzlichen 
Vorgaben in ihren Nahverkehrsgesetzen haben beide Länder wegen der engen 
verkehrlichen Verflechtungen in der Region Berlin-Brandenburg einen Verkehrs-
verbund gebildet (vgl. Einigungsvertrag v. 31.8.1990, BGBl. 1990 II S. 889, An-
lage I Kap XI A III Anlage I Kapitel XI Sachgebiet A – Eisenbahnverkehr Ab-
schnitt III Nr. 3 b aa; § 4 ÖPNV-Gesetz Berlin, § 5 Abs. 3 S. 2 und § 5 Abs. 4 
ÖPNVG Brandenburg). Innerhalb des Verbundes sind die Verkehrsleistungen 
aufeinander abgestimmt und werden zu einheitlichen Tarifen erbracht. Mit der 
Durchführung des S-Bahnverkehrs haben die Länder Berlin und Brandenburg 
derzeit bis 2017 gemeinsam die S-Bahn Berlin GmbH beauftragt. Die wechselsei-
tigen Rechte und Pflichten der Länder als Besteller einerseits und der S-Bahn Ber-
lin GmbH als Leistungserbringerin andererseits sind in den bestehenden Ver-
kehrsverträgen niedergelegt. Gegenstand dieser Verträge sind Verkehrsleistungen 
und die Art und Weise der Leistungserbringung nicht nur in Berlin, sondern auch 
in Brandenburg. 

Es ist grundsätzlich Aufgabe des Landes Brandenburg, für auf seinem Ter-
ritorium erbrachte Verkehrsleistungen verbindliche Regelungen zu treffen. Hierzu 
gehört auch die freie Entscheidung über das Ob, das Wie und die Dauer der Ver-
öffentlichung der von ihm geschlossenen Verkehrsverträge. Diese Entscheidungs-
freiheit würde dem Land Brandenburg faktisch genommen, wenn die geplante 
unbedingte Pflicht zur Veröffentlichung in Berlin Gesetz würde. Der gemeinsame 
Verkehrsvertrag wäre aufgrund einer einseitig gesetzlich begründeten Verpflich-
tung offen zu legen, ohne dass das Land Brandenburg dem zugestimmt hätte oder 
auch nur in den Entscheidungsprozess einbezogen worden wäre. Das widersprä-
che eklatant der bundesstaatlichen Pflicht zur gegenseitigen Achtung der Belange 
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und Kompetenzen des jeweils anderen. Wenn und soweit zwei Länder in ihrem 
Kompetenzbereich zusammenarbeiten, müssen beide Seiten ein gemeinsames 
Vorgehen kooperativ erreichen; insoweit bedarf es paralleler oder zumindest ab-
gestimmter Gesetzgebung (vgl. Rudolf in: HStR, Bd. VI, 2008, § 141 Rn. 18, 21). 
Ein Bundesland darf daher im Bereich kooperativer Wahrnehmung länderüber-
greifender Aufgaben nicht – wie § 1 S. 2 Gesetzentwurf verlangt – einseitig ver-
bindliche Gesetzesbefehle erlassen, um auf diese Weise seine Interessen „rück-
sichtslos“ durchzusetzen und vollendete Tatsachen zu schaffen. Dies verkennen 
die beteiligten Vertrauenspersonen des Trägers des Volksbegehrens, die aus-
schließlich auf die eigene Organisationsgewalt des Landes Berlin und eine daraus 
abgeleitete Kompetenz des Landesgesetzgebers abstellen, den Zugang zu Infor-
mationen aus der Sphäre der eigenen Verwaltung zu regeln. Allein das Innehaben 
einer Kompetenz berechtigt ein Land nicht zu dessen schrankenloser Ausübung 
ohne Rücksicht auf den Bund und die anderen Länder. 

Entgegen der Ansicht des Trägers lässt sich schließlich nicht einwenden, das 
Land Berlin habe inzwischen im Laufe des Verfahrens mit Zustimmung des Lan-
des Brandenburg den Verkehrsvertrag vom 27.8.2004 nebst Anlagen sowie wei-
tere Verträge auf den Internetseiten des Landes Berlin veröffentlicht. Für die Ent-
scheidung, ob eine Pflicht zur Veröffentlichung aller bestehenden, den S-Bahn-
Verkehr betreffenden Verträge mit dem Grundsatz des länderfreundlichen Ver-
haltens vereinbar wäre, kommt es nicht darauf an, ob diese ganz oder teilweise 
veröffentlicht oder faktisch öffentlich zugänglich sind. Ebenso wenig kommt es 
entgegen der Auffassung des beteiligten Trägers darauf an, wie der Bundesgesetz-
geber und der Berliner Gesetzgeber in ihren Informationsfreiheitsgesetzen (vgl. 
§ 10 Abs. 3 Nr. 2 des Gesetzes zur Förderung der Informationsfreiheit im Land 
Berlin) das Recht auf Informationszugang geregelt haben, soweit durch das Be-
kanntwerden des Akteninhalts Angaben und Mitteilungen öffentlicher Stellen, die 
nicht dem Anwendungsbereich der jeweiligen Gesetze unterfallen, offenbart wer-
den. Es versteht sich von selbst, dass auch diese Regelungen an die bundesstaatli-
che Kompetenzverteilung gebunden sind. 

bb) Die in § 1 S. 1 Gesetzentwurf enthaltene Pflicht zur Offenlegung auch 
aller künftigen Verträge, Beschlüsse und Nebenabreden „zwischen dem Land 
Berlin und der S-Bahn-Berlin“, ist mit dem Grundsatz des bundes- und länder-
freundlichen Verhaltens ebenfalls nicht vereinbar, soweit er sich auf Verträge, 
Beschlüsse und Nebenabreden der Länder Berlin und Brandenburg mit der S-
Bahn Berlin GmbH bezieht, welche die nach derzeitigem Stand bis 2017 gültigen 
und gemeinsam mit Brandenburg geschlossenen Verkehrsverträge ergänzen, ab-
ändern oder ersetzen. Denn auch insoweit würde eine einseitige Veröffentli-
chungspflicht ohne Beteiligung des Landes Brandenburg der Pflicht zu länder-
freundlichem Verhalten widersprechen. Für eine beschränkende Auslegung auf 
Abmachungen allein mit dem Land Berlin finden sich Anhaltspunkte weder im 
Wortlaut noch in der Begründung des Gesetzentwurfs.  
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Ob sich die Offenlegungspflicht in § 1 S. 1 Gesetzentwurf nur auf Verträge, 
Beschlüsse und Nebenabreden mit der S-Bahn Berlin GmbH oder auch auf künf-
tig denkbare Vereinbarungen mit etwaigen anderen Eisenbahnverkehrsunterneh-
men bezieht, die im Falle einer Privatisierung die S-Bahn-Berlin betreiben sollten, 
liegt zwar – auch vor dem Hintergrund der erwähnten öffentlichen Äußerungen 
einer Vertrauensperson – nahe, kann aber letztlich dahinstehen. Soweit und so-
lange ein Verkehrsverbund mit dem Land Brandenburg besteht, wäre die einsei-
tige Regelung einer Veröffentlichungspflicht durch das Land Berlin kompetenz-
widrig. Dieses verfassungsrechtliche Ergebnis lässt sich – wie die beteiligten Ver-
trauenspersonen des Trägers aber wohl meinen – auch nicht über die Ausübung 
eines künftigen mittelbaren Zwangs für die Vertragspartner, die sich hierauf ein-
stellen könnten, vermeiden oder umgehen. Das Land Brandenburg darf nach dem 
Grundsatz länderfreundlichen Verhaltens auch nicht ohne jede Einwirkungsmög-
lichkeit darauf verwiesen werden, sich auf die neue Gesetzeslage in Berlin „einzu-
stellen“ und bei dem (dann eher wenig wahrscheinlichen) Abschluss neuer Ver-
träge eine unbegrenzte einverständliche Veröffentlichung (und dementsprechend 
alle anderen vorgesehenen Regelungen) „freiwillig“ hinzunehmen. 

cc) Eine mit dem Grundsatz des bundes- und länderfreundlichen Verhaltens 
vereinbare einschränkende Auslegung von § 1 Gesetzentwurf dahingehend, dass 
eine Rechtspflicht zur Veröffentlichung immer nur dann bestehen soll, wenn die 
zuständigen Stellen Brandenburgs der Veröffentlichung zustimmen, ist nicht 
möglich. Dabei kann offen bleiben, ob eine derartige, zu einem verfassungskon-
formen Ergebnis führende Auslegung, die eine geltungserhaltende Reduktion 
verfassungsrechtlich zweifelhafter Normen ermöglicht, entsprechend für die In-
terpretation und verfassungsgerichtliche Kontrolle von Entwürfen im Volksge-
setzgebungsverfahren herangezogen werden kann oder nicht (vgl. dazu Bay-
VerfGHE 47, 276 <297>; 53, 42 <66 f>; ThürVerfGH, LVerfGE 12, 405 
<456>; zur verfassungskonformen Auslegung allgemein BVerfGE 54, 277 
<299 f>; 71, 81 <105>; 86, 288 <320>; 90, 263 <275>; 110, 226 <267>). Mit 
Rücksicht auf die Besonderheiten des plebiszitären Gesetzgebungsverfahrens und 
der dabei erforderlichen Anforderungen an die Klarheit von Gesetzestext und 
Begründung (sowohl im Hinblick auf die Erreichung des Quorums für die Ein-
leitung eines Volksbegehrens als auch wegen der anschließend starren Abstim-
mungsregeln ohne Änderungsalternativen) erscheint dies jedenfalls unter den hier 
gegebenen Umständen ausgeschlossen. Für die Möglichkeit einer verpflichtenden 
Beteiligung des Landes Brandenburg vor einer Offenlegung lässt sich weder dem 
Wortlaut noch der Begründung des § 1 Gesetzentwurf irgendein Anhalt entneh-
men. Sie stünde vielmehr im Widerspruch zum erkennbaren Willen der Initiatoren 
und damit zugleich der Unterstützer des Volksbegehrens, die auf einseitige, 
schnelle und zwingende Maßnahmen des Landes Berlin setzen. 
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c) Für die Regelungen in § 2 S. 1 Nr. 1, 3, 4 und 5 Gesetzentwurf, die ohne 
Beschränkung auf das Land Berlin für „neue Verkehrsverträge“ Vorgaben zur 
Qualität der Verkehrsleistungen und der Infrastruktur im S-Bahn-Verkehr ent-
halten, fehlt möglicherweise schon die gem. Art. 62 Abs. 1 S. 1 VvB erforderliche 
Landesgesetzgebungskompetenz (vgl. dazu sogleich und auch oben zu 2.3 unter 
Hinweis auf Art. 73 Abs. 1 Nr. 6a GG). Dies gilt ebenso für die in § 2 S. 2 Ge-
setzentwurf verbindlich festgelegte Pflicht zur Einarbeitung dieser Vorgaben bin-
nen einer Frist von einem beziehungsweise zwei Jahren. Auf jeden Fall würde das 
Land Berlin auch mit diesen Regelungen seine Pflicht zu bundes- und länder-
freundlichem Verhalten verletzen, weil und soweit sie auch den S-Bahn-Verkehr 
in Brandenburg betreffen.  

aa) Ob sich die Regelungen in § 2 Gesetzentwurf nur an die für den Ab-
schluss der Verkehrsverträge gem. § 3 Abs. 2 ÖPNV-Gesetz Berlin zuständige 
Senatsverwaltung oder zugleich an die hierfür zuständigen Stellen Brandenburgs 
richten, ist weder dem Wortlaut noch der Begründung des Entwurfs ausdrücklich 
zu entnehmen, obschon § 2 S. 1 Nr. 1, 3, 4 und 5 Gesetzentwurf auch Vorgaben 
für Verkehrsleistungen in Brandenburg enthält. Sollte § 2 Gesetzentwurf dahinge-
hend zu verstehen sein, dass die Vorgaben – mit Ausnahme derjenigen nach S. 1 
Nr. 2 und 6 Gesetzentwurf, die ausschließlich das Land Berlin betreffen – auch 
für Brandenburger Behörden verbindlich sein sollen, fehlte dem Land Berlin hier-
für in jedem Falle die Gesetzgebungskompetenz. Der Berliner Gesetzgeber wäre 
auch bei an sich bestehender Landeskompetenz nicht befugt, der Verwaltung des 
Landes Brandenburg hinsichtlich der Durchführung und Gestaltung des S-Bahn-
Verkehrs in Brandenburg Vorschriften zu machen. Unterstellt man, dass § 2 Ge-
setzentwurf ausschließlich die Berliner Verwaltung verpflichten soll, wäre er je-
denfalls mit dem Grundsatz des bundes- und länderfreundlichen Verhaltens nicht 
vereinbar. Denn mit dem geplanten Gesetz würde das Land Berlin trotz des be-
stehenden Verkehrsverbundes einseitig Mindestanforderungen für den Inhalt von 
Verkehrsverträgen vorschreiben, welche auch die Erbringung von Verkehrsleis-
tungen sowie die personelle und sachliche Ausstattung der Bahnhöfe in Branden-
burg betreffen, ohne dem Land Brandenburg ein Mitentscheidungsrecht einzu-
räumen. Insoweit gilt – wie zu § 1 Gesetzentwurf ausgeführt – auch hier, dass das 
Kooperationsverhältnis für den S-Bahn-Verkehr von Verfassungs wegen die 
Rücksichtnahme des Landes Berlin bei der Ausübung seiner Gesetzgebungsbe-
fugnisse verlangt und jedem einseitigen Gesetzesbefehl hinsichtlich der Bedingun-
gen für die Erbringung von Verkehrsleistungen und für die personelle und sachli-
che Ausstattung der Bahnhöfe entgegensteht. Dies gilt auch, soweit das Land 
Brandenburg trotz des länderübergreifenden Netzzuschnitts und des vereinbarten 
Verkehrsverbundes beim Abschluss neuer Verkehrsverträge nach Auslaufen der 
bestehenden mittelbar gezwungen sein könnte, diese „freiwillig“ mit dem in § 2 
S. 1 Gesetzentwurf bedingungslos vorgeschriebenen Inhalt abzuschließen oder 
den Verkehrsverbund aufzukündigen.  


